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Vorrede des Verfaſſers. 


Sie am Schluße dieſes Referates angeführten Reſolutionen find in 
der am 10. December 1879 ſtattgefundenen erſten Sitzung des 
öſterreichiſchen Agrartages weder zur eigentlichen Discuſſion, 

A noch, da ich fie mittlerweile zurückzog, zur Abſtimmung gelangt. 
Man braucht nach den Gründen dieſes Factums nicht weit zu ſuchen, denn 
dieſelben lagen für jeden aufmerkſamen Theilnehmer des Congreſſes klar zu 
Tage. Einerſeits nämlich beging ich den tactiſchen Fehler, einen Theil des 
Referates — der Vollſtändigkeit halber — vorzuleſen; andererſeits hatte ich 
es hiebei, wie nicht minder bei dem weiteren mündlichen Vortrage mit einer 
Verſammlung zu thun, deren Stimmung nach den Aufregungen der zweiſtündigen 
Conſtituirung, ſowie in Folge der in dem großen, ungeheizten Saale herr— 
ſchende Kälte eine äußerſt gereizte war. Bringt man noch das zu Beginn 
einer derartigen, aus allen Kronländern beſchickten Verſammlung vorwaltende 
gegenſeitige Mißtrauen, welches erſt in den ſpäteren Sitzungen vollſtändig ver— 
ſchwand, in Anſchlag, ſo wird man die ſchwierige Lage des erſten Referenten, 
und zwar dazu in der heikligſten aller Fragen, der Steuerfrage, begreifen. 

Nun blieb eine Discuſſion über mein Referat allerdings nicht ganz aus, 
allein entweder ging ſie nicht über Allgemeinheiten hinaus, oder aber wendete 
ſie ſich gegen das Heimatsland des Referenten, welchem man Mangel an 
Objectivität vorwarf, weil er galiziſche Verhältniſſe vorführte, wiewol ja die 
gegenſeitige Erkenntuiß der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe der einzelnen 
Kronländer mit der Hauptzweck des Congreſſes war. 

Allgemein gehalten waren alſo z. B. die Bemerkungen, daß billige 
Tarife, daß Arbeit und Sparſamkeit dem Landwirthe noththun, daß es 
ſich nicht um Steuer-Entlaſtung, ſondern um Steuerfähigkeit der Landwirthe 
handeln ſolle, u. dgl. m. Man vergaß hiebei, daß, Referent die Aufgabe 
hatte, über die Mittel zur Beſeitigung der Steuerüberbürdung Bericht zu 
erſtatten: Sache der betreffenden Redner wäre es demnach geweſen, etwa 
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eine Reſolution zu beantragen, daß bie öſterreichiſche Landwirthſchaft 
durchaus nicht überbürdet ſei, aber ſie konnten doch vom Referenten 
nicht verlangen, daß er, anſtatt die Frage der Steuerüberbürdung zu begründen 
und deren Beſeitigung ins Auge zu faſſen, eine Vorleſung über Arbeit, 
Sparſamkeit u. dgl. halte. 

Was dann weiter die Angriffe gegen Galizien betrifft, ſo zeichnete 
fid) hiebei eigentlich nur der Secretär aus Klagenfurt, Herr Cosmas Schütz— 
durch lobenswerthen Eifer aus. Er begreift es vor Allem nicht, wie Galizien 
es wagen durfte, durch ſeine Vertreter die Steuerfrage zur Verhandlung 
zu bringen: wenn er hiebei etwa die, übrigens von Niemandem noch ziffer— 
mäßig bewieſene Phraſe der „Paſſivität“ Galiziens meinte, ſo möge er wijfen, 
daß dieſes Land, welches z. B. 1880 an directen und indirecten Steuern 
(excluſive Salz, Tabak, Lotto und Gebühren) mit 16:3 Millionen Gulden 
beiſchießen ſoll, ſehr gerne gleich den „activen“ Provinzen noch mehr zahlen 
möchte, ſoferne es nur hiermit ſeine Armuth, die es blos zum geringeren 
Theile ſelber verſchuldet hat, mit in Kauf geben könnte. Aber Herr Cosmas Schütz 
ging noch weiter. Mit Hilfe ſeiner glänzenden mathematiſchen Kenntniſſe, bei 
deren Anwendung ihm allerdings die ganze Umgebung mithelfen mußte, kommt 
er zur Ueberzeugung, daß das von mir aufgeſtellte Princip des Paſſivzinſen— 
abzugs zwar an ſich richtig, allein in der Praxis deshalb verwerflich ſei, 
weil es den galiziſchen Steuerträgern eine Erleichterung zu verſchaffen geeignet 
wäre. Nun iſt dies vorerſt ein eigenthümliches Kriterium zur Beurtheilung 
eines Princips: Steuerprincipien ſollten alſo in Oeſterreich annehmbar oder 
verwerflich ſein, je nachdem ſie Galizien ſchaden oder nützen! Nachher hat 
der verehrungswürdige Herr uͤberſehen, daß ich den Paſſivzinſenabzug für 
alle Kronländer angewendet wiſſen will, in denen es bekanntlich mit der 
Verſchuldung der Grundwirthſchaften leider nicht viel beſſer als in Galizien 
beſtellt iſt. Schließlich ſcheint der Herr Secretär, wiewol er mir ganz nahe 
ſaß, nicht gehört zu haben, daß ich nicht ſo ſehr eine abſolute, als vielmehr 
eine relative Entlaſtung der Landwirthſchaft im Auge hatte, daß jout, 
wenn der Paſſivzinſenabzug bei dem jetzigen Steuerfuße für die galiziſche 
Landwirthſchaft einen Steuerausfall herbeiführen ſollte, dem Staate dann 
immer noch das Mittel der Erhöhung des Steuerfußes zu Gebote ſteht, um 
den Landwirth effectiv zu treffen, ohne indeß den Capitaliſten zu befreien! 

Nach einer derartigen Discuſſion konnten — das war leicht voraus— 
zuſehen — die Beſchlüſſe des Agrartages vom 10. December nur zum geringſten 
Theile eine genügende Antwort auf die von der galiziſchen Landwirthſchafts— 
Geſellſchaft aufgeſtellte Frage geben. Die Frage lautete: „Wie iſt der durch 
übermäßige Beſteuerung herbeigeführten Ueberbürdung des 
Grundbeſitzes und der Landwirthſchaft im Allgemeinen abzu— 
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helfen?“ Der Congres nahm hierauf drei Reſolutionen au. Hievon ſteht 
die Reſolution Schönerer-Krzeczunowicz, betreffend die Beſchleunigung 
der Grundſteuerregulirnung, zwar mit meinem Referate durchaus nicht im 
Widerſpruche, allein ſie gibt einerſeits kein Mittel zur angeſtrebten „thun— 
lichſten Verminderung der Grundſteuer“ an, und vergißt andererſeits, daß 
die Grundſteuer bei Weitem nicht die einzige Abgabe iſt, welche auf der 
„Landwirthſchaft im Allgemeinen“ laſtet. Die weitere Reſolution 
Riedel, welche ſich für den Fall der Aenderung des Geſetzes vom 27. Juni 
1878 gegen eine Erhöhung der Zuckerſteuer verwahrt, gibt noch weniger 
eine Antwort auf die Frage, und überſieht zugleich die in jenem Geſetze ſelbſt 
enthaltene, ſpäter zu erwähnende ſtetige Erhöhung der Zuckerſteuer. Nur 
die Reſolution Heilsberg, betreffend die Vorlage eines Geſetzentwurfes, 
„durch welchen die Beſchaffung des Einkommens autonomer Körperſchaften 
in einer vom bisherigen directen Zuſchlagsweſen losgelöſten Weiſe geregelt 
wird“, war richtig und ſachgemäß, wiewol ich ihr meine ſehr analoge Reſolution 
C. VIII. deshalb vorziehe, weil dieſelbe einestheils die Competenz der Land— 
tage ausdrücklich wahrt, anderntheils die dem Landwirthe auch auf dem Gebiete 
des Selbſtverwaltungsweſens gebührende Entlaſtung zum Ausdrucke bringt. 
Jun Uebrigen wurde ein ſehr großer Theil der auf der Lanudwirthſchaft 
ruhenden Laſten, namentlich die Häuſer-, Erwerb- und Einkommenſteuer, 
dann die indirecten Abgaben (mit Ausnahnie der Zuckerſteuer), ſchließlich 
die Uebertragungsgebühren in den Reſolutionen des Agrartages nicht ein— 
mal geſtreift; ebenſo iſt die allgemeine Finanzlage des Staates, welche doch 
zum Mindeſten von einer „Verminderung der Grundſteuer“ berührt werden 
muß, keiner Bemerkung gewürdigt worden. 

Ich hebe dies Alles nicht im Entfernten deshalb hervor, um etwa die 
Thätigkeit des Congreſſes als fruchtlos darzuſtellen, oder mich über das 
meinem Referate zu Theil gewordene Schickſal zu beklagen. Denn die richtige 
definitive Erledigung zahlreicher anderer Fragen gehört zu den unſtreitigen 
Verdienſten des Congreſſes; und ſelbſt betreffs der Steuerfrage iſt beiderſeits 
der Gerechtigkeit Genüge geſchehen durch den einſtimmig gefaßten, in den 
Zeitungsberichten leider übergangenen Beſchluß, mein Referat zu drucken, 
den landwirthſchaftlichen Geſellſchaften zur Berathung zu empfehlen, und am 
nächſten Agrartage einer neuerlichen Discuſſion beziehungsweiſe Beſchluß— 
faſſung zu unterziehen. Ich meinerſeits gebe mich mit dieſem Beſchluße 
vollkommen zufrieden, und hätte es höchſtens nur noch für angezeigt ge— 
halten, daß vorderhand überhaupt keine Reſolutionen beſchloſſen worden 
wären. In einer ſo unendlich ausgedehnten Frage — und weder des Con— 
greſſes noch meine Schuld war es, daß die öſterreichiſche Landwirthſchaft 
faſt die ſämmtlichen directen und indirecten Abgaben mitträgt — war in 
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der That eine wohlüberlegte Discuſſion und Beſchlußfaſſung binnen 2 bis 3 
Stunden, ohne vorheriges Studium eines gedruckten Referates, abſolut un— 
möglich. Ja eine ſolche Beſchlußfaſſung, die nur hätte im guten Glauben auf 
den der Verſammlung unbekannten Referenten erfolgen können, wäre wirklich 
faſt „lächerlich“ geweſen. Allerdings meine ich dieſes letztere, in der Discuſſion 
von einem verehrten Delegirten aus Böhmen gebrauchte Wort nicht in jenem 
für mich verletzenden Sinne, welchen ihm einige Blätter, im Widerſpruche 
mit dem urſprünglichen Ausſpruche und den dann wiederholt abgegebenen 
Erklärungen jenes Redners, beizulegen beliebten. Wären nämlich meine 
Theſen in der That lächerlich, dann wäre der Beſchluß des officiellen Druckes 
meines Referates erſt recht lächerlich geweſen; dann hätte ich nicht die vielen 
anerkennenden Verſicherungen zahlreicher Mitglieder des Congreſſes erhalten, 
wornach meinem Referate nichts weiter vorgeworfen wurde, als daß „ich 
darin nichts vergeſſen habe“, daß ich alle möglichen Einwendungen ſelber 
von vornherein entkräftet habe u. dgl. m.; dann hätten ſich nicht zwei Re— 
ferenten in ihren Reden, und gelegentlich noch ein anderer Redner meiner 
gütig angenommen; dann wäre nicht ein anderer verehrlicher Delegirter bei 
Gelegenheit der Creditfrage auf die Beſteuerung des mobilen Capitales, auf 
welche ich ja abzielte, unter Beifall zurückgekommen; dann hätte mir nicht einer 
der Herren Delegirten, welcher m. W. zugleich Zuckerfabrikant iſt, ſeine Zu— 
ſtimmung zu meinen Vorſchlägen betreffs der Zuckerſtener ausgeſprochen; 
dann hätte ich mit Einem Worte nicht ſoitens der meiſten Herren Congreß— 
mitglieder die zahlloſen ehrenden Beweiſe einer freundlichen Geſinnung erlebt, 
welche mich an den Agrartag für immer mit dankbarer Erinnerung binden 
werden. Wäre übrigens für mich eine beſondere Genugthuung nöthig geweſen, 
alsdann konnte ich mir ſicher keine vollſtändigere wünſchen, als jene, die mir 
in der Vormittagsſitzung vom 13. December dadurch zu Theil wurde, daß 
der hochverehrte Referent für die Tariffrage — unter ausdrücklicher Berufung 
auf meine ſeinerzeit von den betroffenen Kreiſen vielverläſterten Vorſchläge 
aus dem Jahre 1875, und mit meinem Buche in der Hand!) — meine 
damalige Idee: „Verſtaatlichung der Eiſenbahnen und bis dahin 
ſtaatlich angeordneter Einheitstarif“ 2) dem Agrartage vorſchlug und 
zur einſtimmigen Annahme brachte! 

Bedenke ich hiebei noch, daß nicht blos meine viel zu unbedeutende 
Perſon, ſondern auch das durch mich und meine nächſten Collegen vertretene 
Kronland in den ſpäteren Sitzungen des Congreſſes vom letzteren durchaus nicht 
jene gehäſſige Behandlung erfuhr, welche Herr Cosmas Schütz in der erſten 

) nämlich mit meinem Referate für den Congreß öſterreichiſcher Volkswirthe, unter 
dem Titel: „Die Eiſenbahntarife“, Wien 1875. | 

2) ſ. Bilinski, „Eifenbahntarife", S. 18—20, dann 23 —36. 


Sitzung zu inauguriren jid) die zum Glücke fruchtloſe Mühe gab; bedenke 
ich, daß im Gegentheile z. B. in der Commaſſationsfrage die urſprüngliche 
Forderung eines „Reichsgeſetzes“ vom Referenten ſowol als der ganzen 
Verſammlung fallen gelaſſen wurde, nachdem ich hiefür unter Darlegung 
der Landtagscompetenz die Worte „competente Geſetzgebung“ in Vorſchlag 
brachte; bedenke ich ſchließlich, daß meinem für die wirthſchaftlichen Intereſſen 
Galiziens ſo ſehr wichtigen Antrage, betreffend die Verlegung der Central— 
verwaltungsſtellen der Eiſenbahnen in eines derjenigen Kron— 
länder, durch welche die Bahnen laufen ), unter 26 vertretenen Gefell- 
ſchaften 12 ihre Zuſtimmung gaben — und förmliche „Majoritätsbeſchlüſſe“ gab 
es ja geſchäftsordnungsmäßig nicht —: bedenke ich dieſes Alles, ſo kann ich in 
meinem und wol auch im Namen aller meiner Collegen aus Galizien dem freudigen 
Gefühle über unſere Theilnahme am öſterreichiſchen Agrartage Ausdruck geben. 

Wenn ich nun trotz alledem mich zur Verfaſſung der gegenwärtigen aus— 
führlichen Vorrede gezwungen ſehe, ſo geſchieht es lediglich mit Rückſicht 
auf die Preſſe, welche bekanntlich den ganzen Agrartag überhaupt nicht nach 
Gebühr würdigte, und daher in ihren allerkürzeſten Berichten umſoweniger 
derartiger perſönlicher Vorkömmniſſe, wie die oben geſchilderten, Erwähnung 
thun konnte. Nur gerade bezüglich der erſten Sitzung waren die Berichte 
ausführlicher, allein ſie waren leider nicht ſo weit unparteiiſch, um mich 
dem ferneren Publicum gegenüber nicht in einem falſchen Lichte erſcheinen zu 
laſſen. So kam es denn, daß nach den Berichten mancher Lemberger Blätter 
meine Aufgabe im Congreſſe als gänzlich mißlungen erſchien — meines 
ausführlichen Schlußwortes nach der Steuer-Debatte gedachten nämlich die 
Wiener Blätter, denen die Lemberger ihre Berichte entnahmen, mit keiner 
Silbe —; jo kam es weiter, daß manche Wiener Blätter mich als Agitator 
für die Zwecke der „galiziſchen Agrarpartei“, und gar einige Prager Blätter 
als Todfeind der böhmiſchen Zucker-Induſtrie bezeichneten. Wenn ich mich 
nun auch nicht berufen fühle, meinen, mir allerdings theueren wiſſenſchaft— 
lichen Ruf gegen ein allgemein gehaltenes Gerede einer Compromittirung 
in Schutz zu nehmen, ſo iſt es dafür gerade dieſer Ruf, wie nicht minder 
meine Stellung als National-Oekonom zur öſterreichiſchen Volkswirthſchaft, 
welche eine Aufklärung in Bezug auf die von Wien und Prag aus erhobe— 
nen Vorwürfe dringend erheiſchen. Dieſe Vorwürfe alſo auch Nichtfachleuten 
aus dem gebildeten Publicum gegenüber, welche etwa das Referat ſelber 
nicht genau leſen werden, zu entkräften: das iſt der Hauptzweck meiner Vorrede. 

Meine vermeintlichen Beziehungen zur ſogenannten galiziſchen Agrar— 
partei ſollen ſich angeblich bei der Beſprechung der Grundſteuer ergeben 

!) Auch über diefe ganze Angelegenheit und die daran geknüpfte intereſſante Debatte 
berichtete nicht ein einziges Blatt auch nur mit Einem Wörtchen! 
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haben. Nun will ich durchaus nicht leugnen, daß die galiziſche Landwirthſchaft 
meinem Herzen nahe ſteht: durchaus berechtigte wirthſchaftliche und nationale 
Momente ſind die Erzeuger dieſer Gefühle, welche ich übrigens gerne auch 
auf die Induſtrie ausdehnen will, ſobald ſich dieſelbe bei uns entwickelt 
haben wird. Allein aus meinem Referate — und zur Verhütung von Miß— 
verſtändniſſen habe ich es wörtlich nach dem gleich am 10. December über— 
gebenen Manuſcripte drucken laſſen!) — kann mir Niemand nachweiſen, daß 
ich die Intereſſen der Landwirthſchaft unbillig auf Koſten der anderen 
Claſſen, oder gar die Intereſſen der galiziſchen auf Koſten der ſonſtigen 
öſterreichiſchen Landwirthſchaft hätte ſchützen wollen. Ich conſtatirte lediglich, 
daß vorerſt die ſämmtlichen Landwirthe Oeſterreichs in Vertretung gewiſſer 
Capitaliſten und gewiſſer Conſumenten Steuern tragen, welche ſie nach dem 
Stande der betreffenden Geſetzgebung weder zurückerlangen können, noch 
auch zurückzuerlangen verſuchen; und dies iſt eine Benachtheiligung der 
Landwirthſchaft, welche allerdings, jedoch ganz billig, auf Koſten jener 
ſteuerfreien Claſſen beſeitigt werden muß. Anlangend weiters die galizi— 
ſchen Landwirthe, wäre es ſicher mein aufrichtiger Wunſch, daß dieſelben 
mit der Zeit zu der Erkenntniß gelangten, daß die Steuerzahlung nichts 
Anderes ſei, als eine durch den Einzelnen unter Vermittlung des Staates 
gemachte Auslage für Zwecke, welche ſich ohne dieſe Vermittlung entweder 
gar nicht, oder nicht ſo gut und billig erreichen ließen. Allein ein derartiger 
„Steuer⸗Patriotismus“ kann im beſten Falle erft nach Durchführung einer 
möglichſten Steuergleichheit erhofft werden, und mit dieſer ſteht nicht blos 
die eben erwähnte Benachtheiligung der Landwirthſchaft, ſondern insbeſondere 
auch die gegenwärtige Grundſteuer im Widerſpruche. Es iſt dies eine irr— 
thümliche Anſicht, daß ganz Galizien an der Verſchleppung der Grund— 
ſteuerregulirung intereſſirt ſei, denn die gegenwärtige proviſoriſche Abgabe 
laſtet auf den Grundſtücken unſeres Kronlandes durchſchnittlich deſto ſtärker, 
je mehr man von Oſten gegen den Weſten zu ſchreitet. Deshalb erklärt ſich 
mein Referat für möglichſte Beſchleunigung der Regulirung im Intereſſe 
der überwiegenden Mehrzahl der Landwirthe. Aber die Anſicht theilt ganz 
Galizien und mit ihm Referent, daß die Grundſteuer-Reform definitiv, 
nicht wieder proviſoriſch vor ſich gehen ſolle. Iſt die ſo ſehr verbreitete Be— 
hauptung wahr, daß gewiſſe Landwirthe unſeres Kronlandes die Kataſtral— 
Arbeiten aus ſelbſtſüchtigen Motiven in die Länge gezogen haben, dann 
nehme ich perſönlich keinen Anſtand, aus wirthſchaftlichen ſowol als ſtaats— 
politiſchen Gründen hierüber meine Verurtheilung auszuſprechen. Allein, 

1) Deshalb fehlen auch im Referate faft gänzlich literariſche Nachweiſe, welche ich 
vielleicht ſeinerzeit in einer ausführlicheren Monographie nachzutragen die Gelegenheit 
haben werde. 
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ohne mich auf die Erforſchung der Wahrheit biejer Behauptung einlaſſen 
zu können, darf ich doch andererſeits nicht leugnen, daß eine Ertrags— 
ſteuer ohne vorheriges Reclamationsverfahren — welches nachher 
jahrelang vorgenommen werden könnte — vielleicht eine zeitweilige Beſſe— 
rung gegenüber einem gegebenen ſehr ſchlimmen status quo, auf keinen 
Fall aber eine wirkliche Reform abgibt. 

Wie es übrigens immer ſein mag, die Regulirung iſt derzeit noch nicht durch— 
geführt. Nachdem ich ſomit im Referate meine Stellung zum Geſetze vom 24. Mai 
1869 genau präciſirt hatte, konnte ich um ſo ruhiger auf die in der galiziſchen 
Landwirthſchafts-Geſellſchaft vom Standpunkte der gegenwärtigen Grund— 
{tener beſchloſſene Forderung der Aufhebung des Drittelzuſchlages eingehen, als 
ich ja die Einbeziehung der Landwirthe in die allgemeine Einkommenſteuer nicht 
von vornherein ausſchließe, und für dieſen Fall bekanntlich ſogar der gewe— 
ſene Finanzminiſter Freiherr v. Pretis, der ja am wenigſten als Agi— 
tator für die Zwecke der galiziſchen Agrarpartei bezeichnet werden kann, die 
Aufhebung des Drittelzuſchlags in Ausſicht nahm. 

Was andererſeits die Zucker-Induſtrie und Zuckerſteuer anbelangt, ſo 
erhellt aus meinen Ausführungen zu der Erwerbſteuer, wie ſehr ich die 
Entwicklung der ganzen landwirthſchaftlichen Induſtrie wünſche. Auch ſpeciell 
der die indirecten Steuern behandelnde Theil des Referats enthält nicht eine 
einzige, der landwirthſchaftlichen Induſtrie überhaupt, oder der böhmiſchen 
Zucker⸗Induſtrie insbeſondere mißgünſtige Stelle. Und doch bin ich diesfalls 
mit Vorwürfen nicht verſchont worden. Wer mein Referat nur aus den 
Zeitungsberichten kennt, der müßte glauben, daß es in Oeſterreich etwa eine 
ſehr hohe Zuckerſteuer gibt, an deren Erhöhung die geſetzgebenden Factoren 
nie gedacht haben, und die gerade ich zum Unheile der böhmiſchen Land— 
wirthſchaft erhöht haben wollte. In der Wirklichkeit ſtehen indeß die Sachen 
ganz anders. Mit Geſetz vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 71, alſo 
zu einer Zeit, in welcher die „galiziſche Agrarpartei“ am wenigſten zu ent— 
ſcheiden hatte, wurde beſtimmt, daß für ganz Oeſterreich-Ungarn die Zucker— 
{tener ſammt dem Einfuhrzolle in der Periode 1878/9 6 Millionen Gulden Nein- 
ertrag abgeben, daß dann in jeder folgenden Periode ſich ein Plus von weiteren 
500.000 fl. ergeben müſſe, und daß, wenn das Erträgniß von 10'/, Millio- 
nen erreicht werden wird, „im Wege der Geſetzgebung eine weitere Verfügung 
zu treffen ijt". Da der Einfuhrzoll vom Zucker in der ganzen Monarchie, 
ſowie die Verbrauchsabgabe in allen Kronländern außer Böhmen verſchwin— 
dend wenig Ertrag liefern, ſo iſt es factiſch die Steuer vom böhmiſchen 
Zucker, welche unter demſelben Miniſter Freiherrn v. Pretis progreffiv 
quotiſirt wurde. Daß nun in der erſten Periode (1878/9) die Steuer 
trotz des Rohertrages per 20'6 Millionen Gulden blos einen Reinertrag per 
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1:6 Millionen Gulden abwarf, weil die höchſt günſtigen Marktconjuneturen im 
Auslande den Producenten 18:9 Millionen Gulden an Reſtitutionen zuführten, 
daß daher die Producenten circa 4½ Millionen Gulden werden nachzahlen 
müſſen !), ijt in meinem Referate ausgeführt; daß in den nächſtfolgenden 
neun Betriebsperioden entweder die Reſtitutionen werden immer mehr ſinken, 
oder die Nachzahlungen immer ſteigen müſſen, iſt klar; daß dann nach 
Verlauf von neun Jahren jene „weiteren Verfügungen“ zu keiner Steuer— 
herabſetzung führen werden, kann man mit Sicherheit vorausſehen; daß 
demnach zur Deckung des Deficits unter anderen auch die Zuckerſteuer wird 
herangezogen werden müſſen, iſt nach dem heutigen Stande der Geſetz— 
gebung unzweifelhaft. 

Und eben gegenüber dieſer unabweisbaren Nothwendigkeit wollte ich den 
Landwirth, reſpective überhaupt den Producenten in ganz Oeſterreich und 
insbeſondere in Böhmen, vor einer Laſt ſchützen, die ja eigentlich nicht auf 
ihm, ſondern auf dem Zucker-Conſumenten ruhen ſoll; ihr gegenüber wollte 
ich nicht etwa eine Productenſteuer, wie es einer der Herren Delegirten 
Böhmens vermeinte, ſondern eine ſolche Steuer eingeführt haben, welche 
in der That lediglich den Gonfuutenten belaſten würde, welche auch nicht, wie 
z. B. die heurigen Nachzahlungen, den Producenten zu einer Zeit träfe, wo 
er das Product Schon längſt verkauft und daher die Abgabe vom Conſumenten 
nicht mehr zurückzuverlangen die Gelegenheit hat! .. Ob dies eine für die 
böhmiſche Zucker-Induſtrie feindſelige Stellung, oder ob dies gar wieder 
ein excluſiv galiziſcher Standpunkt jei, hierüber möge der unparteiiſche 
Leſer urtheilen. Ich meinerſeits muß es ganz entſchieden beſtreiten; und wenn 
ein anderer Delegirter mir diesfalls den Vorwurf machte, daß ich die haupt— 
ſächlich von galiziſchen Landwirthen getragene Branntweinſteuer überging, 
fo muß ich hierauf dasſelbe entgegnen, was ich Iden in meinem Schluß— 
worte that, daß die Branntweinſteuer im Jahre 1877/78 zwar nur 
8:5 Millionen Rohertrag, aber nach Abzug von nur einer halben Million Rück— 
vergütung volle 8 Millionen Gulden Reinertrag gab, und daß ſie nebſtdem 
durch das Geſetz vom 27. Juni 1878 ziemlich bedeutend fix erhöht wurde)! 

Ich verhielt mich zur Zuckerſtener einfach ebenjo wie zur Grundſteuer. 
Wie ich die Verſchleppung der Grundſteuer-Reform verurtheile, ohne hiedurch 
eine Grundſteuer ohne Reclamations-Verfahren zu billigen, ebenſo bin ich 


1) Vor dem Quotiſirungs-Geſetze von 1878, nämlich im Betriebsjahre 1877/8, war 
der Rohertrag 16,677.58! Gulden, und die Reſtitutionen betrugen im Solarjahre 1878 
14,935.138 Gulden, ſo daß der ſo ſehr bedeutende Zucker-Conſum in Oeſterreich — ich 
ſpreche uur vom Conſum, nicht von der Production! — effectiv blos circa 1:7 Millionen 
Gulden abwarf. 

2) Im Finanggeſetze pro 1879 ift der Rohertrag mit 9 Millionen angeſetzt. 
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für bedeutende Reinerträge aus der Zuckerſteuer, ohne hiedurch bie heutige 
Form der letzteren zu billigen. Und wie ich nach Einbeziehung der Capita— 
liſten in die directen Steuern die letzteren, alſo unter anderen auch die 
Grundſteuer, durch eventuelle Einführung einer allgemeinen Einkommenſteuer 
erhöhen möchte, ſo halte ich nach durchgeführter Beſteuerung der eigentlichen 
Conſumenten nicht nur eine Erhöhung der beſtehenden indirecten Abgaben vom 
entbehrlichen Conſum, ſondern auch nebſtdem noch Luxusſteuern für nöthig, 
welche, rationell und im Großen angelegt!), viele wichtige Probleme, unter 
anderen auch das der Börſenſteuer ?), löſen würden. Der Wichtigkeit der Land- 
wirthſchaft und der Zucker-Induſtrie, aber auch ihrer bedeutenden Steuer— 
pflichtigkeit wurde durch dieſe Vorſchläge nicht im mindeſten zu nahe getreten. 

Ueberhaupt muß ich gegen den, ſowol in der erſten Sitzung des Con— 
greſſes, als auch ſpäter in den Zeitungen erhobenen Vorwurf des Mangels 
an Objectivität bemerken, daß ich zwar ſelbſtverſtändlich mit galiziſchen Ver— 
hältniſſen, die mir mehr bekannt ſind und mir näher ſtehen, exemplificirte — 
was analog auch Delegirte anderer Kronländer in den ſpäteren Sitzungen 
thaten —, daß ich aber durchwegs auf dem öſterreichiſchen Standpunkte 
mich bewegte. Selbſt der Umſtand, den man mir bei der Discuſſion gleich— 
falls vorhielt, daß ich mich auf die Entlaſtung der Landwirthſchaft nicht be— 
ſchränkte, ſondern unter Darlegung des geſammten Steuerweſens nach einer 
Deckung der betreffenden Ausfälle und dann des ganzen Deficits ſuchte: 
ſelbſt dieſer Umſtand iſt auf den genannten Standpunkt zurückzuführen. 
Ich ſah einerſeits ein, daß die übermäßige Laſt der Landwirthe nicht kurz— 
weg beſeitigt werden dürfe, ſondern billig verſchoben werden müſſe, ich 
erkannte aber auch andererſeits, daß die von der Regierung für 1880 vor— 
geſchlagenen Mittel theils, wie die „Ergänzungsſteuer“, nicht die geringſte 
Exiſtenzberechtigung haben, theils, wie die Petroleumſteuer und die Gebühren— 
erhöhungen, gerade noch den Landwirth mehr belaſten werden: konnte ich dem 
gegenüber mich zur allgemeinen Finanzlage Oeſterreichs ſtumm verhalten?! 


!) Ich verweiſe hierüber auf meine zwei Arbeiten: „Die Luxusſteuer als Cor- 
rectiv der Einkommenſteuer“, Leipzig 1875, S. 155—196; dann: „Die Stellung der 
Vermögens- und Verkehrsſteuern im Steuerſyſteme“, in den „Annalen des deutſchen 
Reiches“, Nr. 8— 9 ex 1876. Ju jener erſten Schrift habe ich auch auf S. 155 den 
leicht faßlichen finanzwiſſenſchaftlichen Begriff des „Luxus“ conſtruirt. 

) Daß eine Börſenſteuer nicht fo ganz unfruchtbar wäre, wie es intereſſirte 
Kreiſe vorgeben, beweiſen die bei Neuwirth („Die Speculationskriſis von 1873“, 
Leipzig 1874, S. 354 sq.) angeführten Dateu, wornach z. B. Mitte November 1872, 
als bekanntlich die Speculation etwas darniederlag, täglich circa 100.000 Geſchäfte ge- 
ſchloſſen, und an Einem Tage 1400 Millionen Gulden arrangirt wurden! . . . Allerdings 
hat Neuwirth nicht diejenige Form der Börſenſteuer vor Augen, welche ſich im gegen— 
wärtigen Referate auf Seite 34 angedentet findet. 
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So mußte ich mir im Congreſſe und muß mir auch jetzt noch die Intereſſe n 
der Laudwirthſchaft gleichzeitig mit denen der anderen Volksclaſſen und 
des Staates vor Augen halten, und muß wiederholen: der Landwirth zahlt 
ungerechtfertigte Steuern für ſeinen Gläubiger und den Conſumenten ſeiner 
Induſtrie-Erzeugniſſe; das geſchriebene beziehungsweiſe ſelbſtverſtändliche Recht 
der Rückforderung dieſer Steuern vom eigentlichen Steuerträger iſt beiderſeits 
in ſeiner Ausübung antiquirt; will ſomit der Staat eine relative Steuer— 
gleichheit herſtellen, um dann eventuell alle Steuerträger, alſo auch die 
Landwirthe, hoͤher zu belaſten, ſo muß er an die Löſung jener zwei 
Probleme ſchreiten, von denen Oeſterreichs finanzielle Wiedergeburt 
abhängt. Dieſe Probleme find: einerſeits eine möglichſt genaue Beſteucrung 
des geſammten Geldcapitals, andererſeits die Verwandlung der gegenwärtigen 
ſogenannten Berzehrungs- Abgaben in wahrhafte Confumtionsfienern ad 
valorem '). Beiden dieſen Ideen wollen meine Theſen gerecht werden im 
Wege von Reform-Vorſchlägen, welche, wenn ſie Jemandem zu ausführlich 
erſcheinen, ſich etwa für den nächſten Congreß nachſtehend kurz faſſen ließen: 

„Die Entlaſtung der Landwirthſchaft muß einerſeits durch die 
Anwendung des Princips des Paſſivzinſenabzugs bei allen directen 
Steuern, andererſeits durch die Verlegung des Zeitpunktes der 
Erhebung der indirecten Steuern bis zum wirklichen Verkaufe des 
Steuerobjectes geſchehen.“ 

Nach meiner Ueberzeugung, die ich übrigens einer beſſeren Belehrung gerne 
opfern will, wäre die ſo formulirte Reform das beſte Mittel zur Ver— 
wirklichung jener zwei Probleme; allein wenn auch das Mittel unrichtig 
ſein ſollte, der Zweck bleibt immer richtig, und deſſen Erreichung bedeutet 
den wahren Segen für Oeſterreichs Landwirthſchaft und Staatsſchatz! 

Und nun zum Schluße noch Ein Wort! Die Tariffrage am Agrarcongreſſe 
hat mich überzeugt, daß gewiſſenhaft durchdachte und von der Sorge ums 
allgemeine Wohl dictirte Ideen nach Jahren ihre Früchte tragen können, 
wenn ſie auch im erſten Augenblicke noch ſo ſehr angefeindet wurden. Das 
gegenwärtige Referat entſtammt ganz eben denſelben ſelbſtloſen Gedanken 
und Gefühlen: ich würde mich wahrhaft glücklich ſchätzen, wenn es einſtens 
für die öſterreichiſche Land- und Staatswirthſchaft nützlich werden könnte!! 


!) an welche ſich vielleicht einſtens, in fpäterer Zukunft auch allgemeine Werth- 
zölle auſchließen ließen! 


Lemberg, im Januar 1880. e 
Prof. von Bilinski. 


Seit Jahren ertönt in der Preffe, wie nicht minder in den autonomen und geſetz— 
gebenden Körperſchaften Oeſterreichs die Klage über eine zu weitgehende Beſtenerung 
des unbeweglichen Beſitzes und insbeſondere der Landwirthſchaft. Wer dieſe Klage 
ungetrübt durch das wirthſchaftliche Sonderintereſſe betrachtet, wird ihr eine gewiſſe 
Berechtigung ſchon aus dem Grunde nicht verſagen dürfen, weil jene Ueberbürdung 
aus der natürlichen Stellung, dann aus der politiſchen und wirthſchaftlichen Geſchichte 
das Grundbeſitzes leicht erklärt zu werden vermag. Einerſeits nämlich hat der un— 
bewegliche Beſitz die natürliche Eigenthümlichkeit, daß er zwar unendlich ſchwer 
mit einer rationellen Steuer getroffen werden kann — ich erinnere nur an die 
theoretiſch und praktiſch fo wichtige, und hier fo höchſt ſchwierige Wahl zwischen der 
Ertrags- und Einkommenbeſtenerung! —, dafür aber als das handgreiflichſte und nicht 
zu verfehlende Object zu allererſt die Aufmerkſamkeit des Fiscus auf ſich lenkt. Anderer— 
ſeits war der Grund und Boden durch einen geraumen Theil des Alterthums, noch 
mehr aber das ganze Mittelalter hindurch, ja ſogar in der Neuzeit bis in den Anfang 
des laufenden Jahrhunderts hinein der Hauptträger aller politiſchen, ſocialen und wirth— 
ſchaftlichen Rechte und Vorrechte: wenn aud) alfo mit der Ueberwucherung dieſer Vor- 
rechte die Steuerlaſt nicht gerade auf allen Arten von Grnundbeſitz in gleicher Weiſe 
geruht haben mag, fo war es nichtsdeſtoweniger die Landwirthſchaft als ſolche, welche 
als der durch Jahrhunderte meiſtberechtigte ſtaatliche Factor billigerweiſe auch als die 
hauptſächlichſte Hilfsquelle des Staates behaudelt wurde. Berückſichtigt man nun noch 
den rein wirthſchaftlichen Umſtaud, daß ja bis in die Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
hinein die Landwirthſchaft zum großen Theil den Rahmen der Volkswirthſchaft ausfüllte, 
ſomit in der That nicht fo Sehr viele anderweitige Steuerobjecte vorhanden waren; 
berückſichtiget man weiters, daß der ſpäterhin fid) eutwickelnde Mobiliarbeſitz fid) einer 
angemeſſenen Beſteuerung zu entziehen wußte, weil er ja bekauntlich in Ackerbauländern 
trotz ſeiner abſoluten Schwäche immer der relativ ſtärkſte zu ſein pflegt: ſo wird man 
die heutige Ueberbürdung der Landwirthſchaft nicht unerklärlich finden können. 

Allerdings ift aber diefe Erklärung keine Rechtfertigung zugleich. Der Grund 
und Boden ift heutzutage aller Privilegien baar, und genießt in dem modernen Rechts— 
ſtaate uur mehr jene bekannten wenigen, tief begründeten factiſchen geſellſchaftlichen 
und ſocialeu Vorrechte; der Landwirthſchaft geſellen fid) ferner in immer zunehmendem 
Grade die vielen ausſchließlich auf dem beweglichen oder doch nur theilweiſe dem un— 
beweglichen Beſitze beruhenden Erwerbszweige bei; und der Staat darf ſich nicht blos 
die Entſtehung dieſer neuen Steuerquellen und Stenerobjecte nicht verhehlen, ſondern 
kann auch bei dem gegenwärtigen Stande der politiſchen Oekonomie und Finanzwiſſen— 
ſchaft die Unmöglichkeit einer rationellen Einbeziehung des ganzen beweglichen Beſitzes 
in das Steuerſyſtem nicht vorſchützen. 

Und doch iſt letzteres nur theilweiſe geſchehen, und gerade Oeſterreich iſt das Land, 
in welchem die Landwirthſchaft z. B. nach dem Firanzgejeße des Jahres 1879 vom 
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geſammten Rohertrage der Steuern und Gebühren per 308-7 Millionen Gulden 6. W. 
nachſtehende Laſten trägt: an Grundſteuer 36˙6 Millionen Gulden, d. h. ſchon mehr als 
109/, gegen das Kontingent von 10 Millionen Thalern in Preußen alten Beſtandes, 
welches 1874 13:060 Millionen Thaler betrug); weiters mehr als die Hälfte der mit 23'6 
Millionen Gulden bezifferten Gebäudeſteuer?), gegen 4.9 Millionen Thaler in Preußen; 
einen ſehr großen Theil des auf 53˙4 Millionen Gulden verauſchlagten Rohertrages 
der Getränke- und Zuckerſteuer; den größten Theil der mit 31˙9 Millionen Gulden ein— 
geſtellten Gebühren von Rechtsgeſchäften; nicht den geringſten Theil der mit zuſammen 
28:5 Millionen Gulden bezifferten Einkommen- und Erwerbſteuer (in Preußen tragen die 
Gewerbe-, claſſificirte Einkommenſteuer und die Claſſenſteuer 23:5 Millionen Thaler); 
ſchließlich muß die Landwirthſchaft im Verhältuiße zu den directen Steuern auch für 
die Landes-, Bezirks-, Gemeinde- und Grundentlaſtungszwecke in einem ſehr bedeuten- 
den Maße beiſchießen! . . Nun up freilich nicht leicht zu beweiſen, daß bie Laudwirthe 
etwa ſchwerer als andere Immobiliarbeſitzer, oder gar als die Handels- und Gewerbs— 
leute belaftet find, denn ſchon die verfdjiedene Form der betreffenden Einzelnabgaben 
läßt beinahe keinen Vergleich zu, und die große Abgabenlaſt jener anderen Claſſen ift 
nicht abzuleugnen. Aber der Umſtand wird ſich bei der Landwirthſchaft, und zwar in 
zwei Fällen, genau beweiſen laſſen, daß ſie ungerechtfertigterweiſe für 
andere, bisher gar nicht oder nur ſehr wenig beſteuerte Claſſen die 
Steuern entrichten muß. So lange demnach die hier ganz unzweifelhaft noth— 
wendige Verſchiebung der Laſten nicht ſtattgefunden haben wird, wird man ſchon 
aus dieſem Grunde wenigſtens eine relative Ueberbürdung der Landwirthſchaſt 
zugeben müſſeu, wenu man daun auch die au ſich doch febr bedeutende abfolute 
Steuerhöhe aus finauziellen Rückſichten zu belaffeu genöthigt wäre. 

Indem uuu der Agrartag diefe Thatſache der abſoluten oder doch wenigſtens 
relativen Steuerüberbürdung der Laudwirthſchaft zu conſtatiren haben wird, wird er fid 
gewiß wohl hüten, behufs Abſchaffung jener Uebelſtäude extreme Mittel zu verlangen. 
Wenn nämlich vorerſt die öſterreichiſche Laudwirthſchaft wirklich darniederliegt, fo ift die 
übermäßige Steuerlaſt nicht der einzige, ja nicht einmal der Hauptgrund hiefür; anderen- 
falls hätte der Congreß nicht fo viele weitere wichtige Fragen auf der heutigen Tages— 
orduung. Zugegeben ferner, daß jeneg der Fall ift, dürfen die Landwirthe am wenigſten 
ihre Pflichten dem Staate gegenüber vergeſſen, deſſen traurige finanzielle Verhältuiſſe 
eine zu namhafte Eutlaſtung irgend eines Erwerbszweiges nicht geſtatten. Schließlich 
darf die öſterreichiſche Laudwirthſchaft ſich niemals, ob nun die jeweilige Regierung mehr 
oder weniger couſervative Färbung beſitzt, dem Vorwurfe ausſetzen, daß ſie ihr Gewicht 
in den geſetzgebenden Körpern zur ſelbſtſüchtigen Abwälzung der Steuerlaſten auf 
andere Geſellſchaftsclaſſen mißbraucht, daß ſie, wie von ſocialiſtiſcher Seite fälſchlich be— 
hauptet wird, eine „ſociale Beſteuerung“ anderer Jutereſſenkreiſe voruimmt. Die von 
den Repräſentanten der Landwirthſchaft geforderte Reform muß ſomit ſo beſchaffeu ſein, 
daß der Staat nicht nur nichts einbüße, fondern ſogar die erleichterte Möglichkeit einer 
für die Volkswirthſchaft nicht zu läſtigen Steuererhöhung behufs dauernder Deckung 
des Deficits gewinne; dieſes muß aber in der Weiſe möglich gemacht werden, daß im 
Wege einer billigen Verſchiebung der öffeutlichen Laſten auf die bisher ganz oder doch 
theilweiſe ſteuerfreien Claſſen an Stelle der heutigen Ueberbürdung der Landwirthſchaft 


1) Wirth, „Oeſterreichs Wiedergeburt“, Wien 1876, 352. 
2) Wenigſtens iſt in Galizien z. B. nach dem Voranſchlage pro 1880 die Hauszinsſteuer mit 1'09, 


dagegen die großentheils von den Landwirthen getragene Hausclaſſeuſteuer mit 1:6 Millionen 
Gulden angeſetzt. 


nur die möglichſt objective Steuergleichheit, und nichts weiter als diefe leid): 
heit eintrete. 

Von dieſem Standpunkte aus ſind die einzelnen gegenwärtig von der Landwirth— 
ſchaft getragenen Laſten einer eingehenden Beleuchtung und Kritik zu unterziehen. 


I. 


Was nun vor Allem die faſt ausſchließlich durch die Landwirthe getragene 
Grundſteuer anbelangt — denn die bezügliche Laſt der Eiſenbahnen iſt verhältniß— 
mäßig verſchwindend —, ſo bedarf es wohl keines ausführlichen Nachweiſes, daß die heute 
noch factiſch erhobene Grundſteuer, und beſonders die ſogenannte proviſoriſche, eine 
durchaus irrationelle ſei. Schon die allgemein anerkannte Nothwendigkeit des Geſetzes 
vom 24. Mai 1869 iſt ein lebendiger Beweis hiefür, daß die Steuer, welche unmittelbar 
auf den proviſoriſchen individuellen Ertragsſchätzungen der Jahre 1819 — 1820), mittelbar 
aber auf den 1785—1789 geſammelten Daten des Joſefiniſchen Kataſters beruht — 
denn der mit Patent vom 22. December 1817 angeordnete ſtabile Kataſter iſt ja be— 
kanntlich nicht in allen Provinzen in Kraft getreten —, mit den gegenwärtigen reellen 
Ertragsverhältniſſen nichts gemein hat. Selbſt wenn jene Schätzungen wirklich ſo genau 
und rationell vorgenommen worden wären, wie ſie es nicht waren — und wozu wäre 
ſonſt ſchon vorher der ſtabile Kataſter angeordnet worden? —, ſelbſt dann müßten die 
betreffenden Daten nach einer mehr als 50jährigen, ohne vorgenommene Evidenzhaltung 
verſtrichenen Friſt vollends hinfällig geworden ſein. Es iſt denn auch männiglich bekannt, 
daß ein guter Theil deſſen, was in den Matrikeln des Jahres 1820 oder den ſogenaunten 
individuellen Grundertragsbögen euthalten iſt, einfach unwahr iſt, und zwar nicht blos 
in Betreff der Ertragsziffern, ſondern ſogar auch in Betreff der Culturgattungen. Durch 
dieſe lange Reihe von Jahren hat ſich die Landwirthſchaſt im Großen und Ganzen 
bedeutend gehoben, viele öde Flächen ſind urbar gemacht, viele Hutweiden und Wälder 
in Aecker umgewandelt, die meiſten Ackerböden einer intenſiveren Bewirthſchaftung zu— 
geführt worden, auch die Markt- uud Preisverhältniſſe haben eine gänzliche Veränderung 
erfahren: die Steuerbehörde aber darf dies Alles nicht ſehen, ſondern beſteuert die 
einzelnen Flächen oder läßt fie unbeſtenert nach Maßgabe des Standes, in welchem fte 
ſich anno 1820 oder vielmehr 1789 befanden! Darauf iſt zum guten Theile der Umſtand 
zurückzuführen, daß der Grundſteuerfuß vou der urſprünglich beabſichtigten 16percentigen 
Höhe allmälig auf 26?/30/, gefteigert wurde, während z. B. in Preußen der geſetzliche 
Steuerfuß behufs Contingentirung auf 9:547^/, angeſetzt wurde, und gar nach den 
Berechnungen En gel's im Vergleiche zum wirklichen Reinertrage höchſtens nur 5˙899% 
beträgt?). Die Bedürfniſſe des Staates wuchſeu, der angenommene Geſammtertrag des 
Grund und Bodens dagegen verblieb immer derſelbe, und ſo erübrigte dem Staate 
nichts Anderes, als den Steuerfuß, allerdings wohl über das billige Maß, zu erhöhen, 
d. h. die ſich etwa gleich gebliebenen oder gar verſchlimmerten Flächen in demſelben 
Verhältniße wie die gebeſſerten höher zu belaſten, dagegen die einſtens öden, heute 
aber bewirthſchafteten Flächen auch fürderhin ſteuerfrei zu laſſeu! 

Um dieſem aus der proviſoriſchen Beſteuerung hervorgegangenen Ulebel abzuhelfen 
und auch die Mängel der gar ſehr verſchleppten ſtabilen Kataſtralarbeiten zu beſeitigen, 
wurde das nach Anſicht des Referenten im Ganzen principiell richtige Steuergeſetz vom 
24. Mai 1869 erlaſſen, deſſen beſchleuuigte Durchführung demnach im Intereſſe der 


1) angeordnet mit Patent vom 1. Mai 1819, giltig vom 1. Januar 1821. 
2) Engel, „Zeitſchrift des fon. pr. flat. Bur.“, 1867, S. 153. 
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überwiegenden Mehrheit der Laudwirthe gelegen iſt. Allerdings mußten gegen die im 
Geſetze vom 6. April 1879, Reichsgeſetzblatt Nr. 54, angeordnete Beſchleunigung die 
Abgeordneten desjenigen Landes, in deſſen Namen ich hier zu ſprechen die große 
Ehre habe, aus dem Grunde ihre Stimmen abgeben, weil die vorläufige Unterlaſſung 
des fo wichtigen Reclamationsverfahrens ein um fo gefährlicheres neues Proviſorium 
bildet, als deffen Fehler nach 8 4 (letztes Minem erft ein neues Geſetz in unbekannter 
Weiſe „auszugleichen“ haben wird. Auch darf nicht unerwähnt gelaſſen werden, daß 
die im letzten Finanz-Expoſé gerühmte neuerliche Beſchleunigung der Kataftralarbeiten 
auf Koften der gerechten Beſtenerung geſchah, weil die Reambulirungsarbeiten fant 
zahlreicher Klagen galiziſcher Landwirthe höchſt oberflächlich und durch Perſonen, welche 
der Landesſprache nicht mächtig ſind, vorgenommen worden ſein ſollen. Ohne indeß 
der jüngſten Coutroverſe zwiſchen Regierung, welche das Geſetz vom 6. April 1879 
bis Ende 1880 durchzuführen beabſichtigt, und der Majorität des Steuerausſchuſſes 
des Abgeordnetenhauſes, welche zum Geſetze des Jahres 1869 zurückkehren will, zu 
präjudiciren, erlaubt ſich Referent die Anſicht auszuſprechen, daß die beſchlennigte 
Durchführung des Geſetzes vom 24. Mai 1869, deſſen Geiſte gemäß und durch all— 
ſeitig befähigte Organe, im Intereſſe der gedrückten Landwirthſchaft erwünſcht ſei. 
Würde dies geſchehen, alsdann wäre hiemit unzweifelhaft der große Vortheil ber 
Steuergleichheit der Landwirthe unter einander, und zwar einer auf wirklichen, gegen— 
wärtigen Zuſtänden beruhenden Gleichheit erreicht. Würde man nachher, behufs Be— 
rechnung der in den 88 4 und 40 des Geſetzes vom Jahre 1869 vorgeſehenen Grund— 
ſteuer-Hauptſumme für 15 Jahre, etwa den gegenwärtigen Steuerfuß auf die neu 
eruirten Reinerträge auwenden — der Steuerausſchuß zielt bekanntlich auf Abſchaffung 
des Coutingentirungsprincips —, fo unterliegt es wohl keinem Zweifel, daß das 
Geſammtergebniß für den Fiscus ein Plus gegenüber der heutigen Ziffer ergeben würde. 
Und dies wäre ou und für ſich noch kein Unrecht ſür die Landwirthe, falls fie die 
Bürgſchaft hätten, daß ein ſolches, dem Staate allerdings erwüunſchtes Opfer auch von 
allen ihren Mitbürgern in gleichem Maße, nämlich nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit 
eines Jeden, wirklich gefordert wird, und daß nicht etwa in jenem Plus Summen enthalten 
find, welche ſtatt dem Laudwirthe anderen bisher ftenerfreten Perſonen hätten bov: 
geſchrieben werden follen. Dieſe Bilrgſchaft beſteht tubefj weder heute, nod) wird fie trog 
der ſonſtigen Vorzüge des Geſetzes vom 24. Mai 1869 in der Zukunft beſtehen können, und 
zwar aus dem ſehr einfachen Grunde, weil, während die Wiſſeuſchaft ſowohl als das 
Intereſſe der Stenerträger auf die Belaſtung des reinen Einkommeus oder doch eines 
ſolchen Ertrages hinarbeiten, der durchſchnittliche Bodenertrag ſelbſt nach Durchführung des 
Geſetzes vom Jahre 1869 kein wahrhaft reiner genannt werden darf. Dieſe Thatſache ſteht 
indef ſchon mit einer viel breiteren ſocial-ökonomiſchen Erſcheinung im Zuſammenhange. 
Sie haben wohl, meine Herren, recht oft in jilitgfter Zeit den Ruf gehört, es möge 
das bewegliche Capital, welches doch an der Exiſtenz des Staates ebeuſo, ja noch mehr 
als das unbewegliche intereſſirt iſt, zur Tragung der öffentlichen Laſten herangezogen 
werden. Die Richtigkeit des dieſer Forderung zu Grunde liegenden Principes kann für 
keinen Unparteiiſchen auch nur dem geringſten Zweifel unterliegen. Steht der Grundſatz 
feſt, daß der Staats-, Länder- und Gemeindeverband für alle Stände und alle Individuen 
eine unentbehrliche Bedingung der Culturentwicklung ift, ſteht es weiter feft, daß diefe 
Unentbehrlichkeit in dem Zuſchuße zur Erhaltung und Förderung jenes unentbehrlichen 
Verbandes ihren prägnanteften Ausdruck findet, ſteht es ſchließlich feft, daß dieſer Zu— 
ſchuß von Jedermann nach Maßgabe ſeiner Leiſtungsfähigkeit — ob ſelbe ſich in Ein— 
kommen, Ertrag, Vermögen, Ausgabe oder Handlung äußert — geleiſtet werden ſoll: 
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alsdaun erſcheint die geſetzliche oder auch uur factiſche Steuerfreiheit irgend eines Standes, 
beziehungsweiſe einer leiſtungsfähigen Perſon theoretiſch unrichtig und praktiſch ungerecht. 
Ungerecht, weil ja in dem Maße, als dieſe Steuerfreiheit platzgreift, eine um ſo ſchwerere 
Laſt die Nichtbefreiten treffen muß, damit die Staatsbedürfniſſe nichtsdeſtoweniger be— 
friedigt werden können; theoretiſch unrichtig, weil eine dem beweglichen oder auch nur 
dem Geldcapitale zugute kommende Steuerfreiheit nicht einmal aus dem durch bie 
Mancheſterſchule von Rotteck herübergenommenen ſogenannten „Princip der Leiſtung und 
Gegenleiſtung“ abgeleitet werden könnte. 

Es haben denn die europäiſchen Geſetzgebungen, und insbeſondere auch die öſter— 
reichiſche, ſich nie zu dem förmlichen Principe der Steuerfreiheit des beweglichen 
Capitals bekannt. Sobald Handel und Gewerbe ſich von der unmittelbaren Verkuüpfung 
mit dem Hansbeſitze abgelöſt hatten und ſelbſtſtändig geworden waren, wurde in Oeſter— 
reich ſchon mit Patent vom 30. December 1812 die ſpäter zu beſprechende Erwerbſteuer 
eingeführt; die mit Patent vom 29. October 1849 geſchaffene Einkommenſteuer weiters 
hat, allerdings in einer gleich zu erörternden irrationellen Weiſe, ſogar das Geldcapital 
mit hineingezogen; und die zwei Geſetze vom 20. Juni 1868, Reichsgeſetzblatt Nr. 66 
und 67, ſind direct ſchon auf einzelne Theile blos dieſes letzteren Capitals berechnet. 
Wenn nun alſo trotzdem der Ruf nach ausgedehnterer Belaſtung des beweglichen oder 
richtiger geſagt nur des Geldcapitals nicht verhallen will, ſo geſchieht dies deshalb, weil 
deſſen gegenwärtige Beſteuerung trotz der geſetzlichen Vorſchriften factiſch eine zumeiſt 
illuſoriſche ift. 

Nur die Staatsgläubiger, denen in Folge obgenaunter Geſetze vom Jahre 1868 
bei der Auszahlung der Coupons der einheitlichen Schuld 16%, und bei der Aus- 
zahlung der Zinſen von den Lotterie-Anlehen ſo wie der Gewinnſte aus denſelben 20% in 
Abzug gebracht werden!), werden in einer genügenden Höhe und entſprechenden Weiſe 
beſteuert, es wäre denn, daß die an ſich ſehr bequeme und rationelle Form der Coupon— 
ſteuer gewiſſe berechtigte Zweifel betreffs der Einbeziehung der ausländiſchen Staats— 
gläubiger hervorruft. Alle übrigen Capitaliſten dagegen gehen factiſch frei heraus. Denn 
die Claſſe III der Einkommenſteuer, welche die Zinſen unmittelbar auf Grund der 
Faſſion der Capitaliſten (8 13) — und zwar uur mit dem proportionalen Spercentigen 
(ſammt Zuſchlag 10percentigen) Steuerfuße, gegenüber dem progreſſiven 1—10percentigen 
(reſp. 2— 20percentigen) Steuerfuße in der Claſſe II (bei Gehalten u. dgl.) — treffen will, 
wird nur in den ſeltenſten Fällen mit der gehörigen Strenge ausgeführt: in manchen 
Bezirlen Galiziens werden, wohl per abusum, die bei Gericht eingebrachten Klage: 
ſchriften der Capitaliſten zur Richtigſtellung der Faſſionen benützt. Was aber weiters bie 
formell angeordnete Beſteuerung der Zinſen durch Vermittlung der Schuldner betrifft 
(in welchen Fällen nach dem beſagten § 13 die Faſſiou ſammt Claſſe III unterbleibt), 
ſo iſt ſie wohl von vornherein für unausführbar gehalten worden, ob dieſe Vermittlung 
den Laudwirthen oder anderen Schulduern aufgedräugt wurde. 

Die Vermittlung der Landwirthe ſteht nun gerade mit unſerer Frage im 
innigſten Zuſammenhange; die ſonſtige Vermittlung wird ſpäter im Zuſammenhange 
mit der Einkommenſteuer beſprochen werden. Die Landwirthe, oder vielmehr die Im— 
mobiliarbeſitzer, welche ohnehin ſchou die hohe Grund- beziehungsweiſe Häuferfteuer 
trugen, find durch den § 5 des kaiſerlichen Patentes vom 10. October 1849, Reichs— 
gefetzblatt Nr. 412, einer neuen Steuer in Form eines Drittelzuſchlages unterworfen 
worden, welcher bis heute beſteht. Eine rationelle Begründung für dieſe neue 


1) Bei Gelegenheit wurden auch die Privatlotterie-Gewinnſte mit 15% belaſtet. 
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Steuer ift, abgeſehen von der tu der Einleitung des Patentes hervorgehobenen Finanz- 
lage des Staates, nicht gut ausfindig zu machen. Denn entweder ſollte dies, wie die 
Einleitung zum ſpäteren Einkommenſteuer-Patente andeutet, der ſchüchterne Anlauf zu 
der viel ſpäteren Idee einer ſogenannten ausgleichenden Einkommenſteuer ſein, alsdann 
hätte letztere, wie unten des Näheren ausgeführt werden wird, in gleicher Weiſe ſämmt— 
liche Staatsbürger behandeln ſollen, was nicht der Fall iſt; oder aber ſollten, wie aus 
dem Wortlaute des 8 6 des Patentes vom 10. October 1849 erhellt („zur gleich— 
mäßigeren Vertheilung der Steuern in Uebereinſtimmung mit den Grundſätzen der 
Einkommenſteuer“), durch Vermittlung der Immobiliarbeſitzer deren Gläubiger, die 
Capitaliſten, getroffen werden, alsdann iſt nicht abzuſehen, warum die Steuer bei allen 
Immobiliarbeſitzern, ohne Rückſicht auf das Vorhandenſein und die Höhe der Ver— 
ſchuldung, gerade ein Drittel der Immobiliar-Auflagen betragen muß, und warum 
andererſeits eben im 8 6 beftimmt wurde, daß der Immobiliarbeſitzer berechtigt fei, auf 
Rechnung der vorgeſchoſſenen Einkommenſteuer gerade 5% von der an den Gläubiger 
zu entrichtenden Ziusſumme in Abzug zu bringen. Dieſe 5% können ja je nach 
der Höhe der Schuld und des Zinsfußes mehr oder weniger als jener geleiſtete Drittel— 
zuſchlag betragen, ſo daß der Immobiliarbeſitzer im erſten Falle zu viel, im zweiten zu 
wenig abzuziehen das Recht hätte; und da im Falle der gänzlichen Schuldfreiheit der 
Abzug überhaupt nicht ſtattfinden kann, ſo bildet genanntes Drittel, welches auf der 
traurigen und allerdings nicht ſo ganz irrigen Präſumtion einer allgemeinen Immobiliar— 
Verſchuldung fußt, gewiſſermaßen eine Herausforderung zur Verſchuldung. So ſtellt ſich 
die Sache wenigſtens im Principe dar, während ſie in der Praxis ſich noch ſchlimmer 
geſtaltet, indem der Spercentige Abzug überhaupt nie ſtattfindet, fo daß lediglich eine 
factiſche und dauernde Mehrbelaſtung des ganzen — ob verſchuldeten oder unver— 
ſchuldeten — Immobiliarbeſitzes feit 1850 eingetreten ijt und ſeither dauernd befteht. 

Es liegt nämlich eine arge Selbfttänfhung in der Erwartung, daß ein Schuldner 
überhaupt, alſo auch einer aus dem ſpäter zu beſprechenden Kaufmannsſtande, und gar 
ein Immobiliarbeſitzer, welchem der Staat die Vorſchießung der vom Gläubiger gebühren— 
den Steuer aufzwingt, dieſe Nolle des „Steuereinnehmers auf eigenes Riſico“ erfolg— 
reich zu Ende ſpielen, d. h. den Vorſchuß zurückzuerobern vermögen wird. Wenn auch 
der Zinsfuß nicht fo omnipotent durch den Gläubiger beſtimmt wird, wie dies von 
den Gegnern jedweder Capitalsbeſteuerung behauptet wird, ſo iſt doch leicht vorher— 
zuſehen, daß der Gläubiger fid) vor dem Abzug ſeitens des in der Regel viel ſchwächeren 
Schuldners recht wohl zu ſchützen wiſſen wird. Entweder wird der Schuldner von 
vornherein in der Schuldurkunde auf den Abzug verzichten mitffen, oder er wird bei einem 
etwaigen Verſuche mit der Kündigung reſpective Zinserhöhung bedroht, wenn nicht 
gar der Gläubiger ſchon von vornherein den Zins höher ſtellt, ohne erſt auch nur die 
ſchüchternſten und höchſt ſelten zu erhoffenden Verſuche abzuwarten. Dies gilt im All— 
gemeinen für ſämmtliche Schuldner, beſonders aber für die Immobiliarbeſitzer, denen der 
leichte, kurze kaufmänniſche Credit weder leicht zu Gebote ſteht, noch auch immer aus— 
reicht; das die Preiſe von Waaren und Leiſtungen beherrſchende wirthſchaftliche Geſetz 
der ökonomiſchen Machtverhältniſſe ſtellt ſich für den Gläubiger überhaupt zu günſtig, 
als daß er die für ihn durch obiges Staatsgeſetz nur noch günſtiger geſtaltete Lage 
nicht ausnützen ſollte! ... Daher kommt es, daß gegenwärtig, wenigſtens in Galizien, 
die Schuldurkunden der Grund- und Hausbeſitzer der Einkommenſteuer gar nicht zu 
erwähnen pflegen, daß weder Gläubiger noch Schuldner an den Spercentigen Zinſen— 
abzug denken: die geſetzliche Vorſchrift des 8 6 des Patentes vom 10. October 1849 
iſt einfach zu Ungunſten der Immobiliarbeſitzer autiquirt!! 
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Dies ift nun die erſte und empfindlichſte Ueberbürdung des Grund— 
beſitzes, um ſo empfindlicher, als ſie auf der bitteren Thatſache beruht, daß die Land— 
wirthe oft im Schweiße ihres Angeſichtes für die Capitaliſten, welche auch ſonſt von der 
Claſſe III. der Einkommeuſteuer frei herausgehen, die Steuer verdienen und bezahlen 
müſſen. Dieſem Uebel muß vor allem Anderen geſteuert werden. Beſteht in der Geſetz— 
gebung die löbliche Tendenz, das Zinseinkommen zu beſteuern, dann muß ſie in der 
Ausführung dieſer Tendenz einen anderen, gerechteren und ſichereren Weg betreten, dann 
muß ſie ſich dem Immobiliarbeſitze und conſequent auch allen übrigen Steuerträgern 
gegenüber auf einen ganz anderen, höheren Standpunkt ſtellen. Unterliegt das Princip 
der Steuerpflicht des Geldcapitals keinem Zweifel, fo kann dasſelbe — abgefehen von 
der beſonderen Belaſtung unregelmäßiger Gewinne — doch nur durch die Beſteuerung 
der Zinſen verwirklicht werden. Dieſe Ziuſen nun fließen — die wenigen im Aus- 
lande angelegten Geldcapitalien ungerechnet — aus der Wirthſchaft irgend eines anderen 
inländiſchen Steuerträgers, deſſen Einkommen ſie verkürzen. Sollen alſo die Zinſen als 
Einkommen des Gläubigers beſteuert werden, dann darf dies weder beim wirklichen 
Schuldner geſchehen, weil dies factiſch eine Beſteuerung derjenigen Einkommenstheile des 
Letzteren bildet, welche in ſeiner Wirthſchaſt gar nicht verbleiben, noch bei einem 
Producenten, den man unrichtig als Schuldner fingirt, weil wieder deſſen wirkliches Ein— 
kommen ohne triſtigen Grund doppelt belaſtet wird. Der einzig gerechte und vernünftige 
Weg zu jenem Ziele beſteht in der genauen Auseinanderhaltung der Perſonen 
und Wirthſchaften der Gläubiger und Schuldner: dieſe müſſen im Ver— 
hältniße zu den wirklich gezahlten Zinſen entlaftet, jene in demſelben 
Verhältniße belaſtet werden! 

Eine ſolche Zinſenbeſteuerung läßt fid) nationalökonomiſch ſowohl als finanziell recht 
correct conſtruiren. Das Anlehen ift bekanntlich entweder ein productives oder ein conſum— 
tives: im erſteren Falle fließen die Zinſen direct aus der Erwerbswirthſchaft des Schuldners, 
im zweiten Falle müßten ſie eigentlich deſſen Hauswirthſchaft kürzen; da dieſelbe aber 
keine eigenen Einnahmsquellen beſitzt und fid) nicht fo leicht kürzen läßt, fo wird ſchließ— 
lich auch hier die Erwerbswirthſchaft herhalten müſſen. Im erſten Falle bilden die Zinſen 
einen von Niemandem in der Welt zu beanſtändenden Theil der Productionskoſten; im 
zweiten wirken ſie eſſectiv wie die Herſtellungskoſten, weil ſie ebenſo wie dieſe das 
Roheinkommen belaſten; in beiden Fällen wandern fie aus der einen Wirthſchaft in die 
andere auf Grund des bekaunten Geſetzes der ſocialen Einkommensvertheilung. Soll nun 
die Finanzwiſſenſchaft dieſen ſocialökonomiſchen Proceß unberückſichtigt laſſen, ſoll ſie jene 
Koſtenpoſt zu Ungunſten des producirenden oder doch ſteuerzahlenden Schuldners igno— 
riren, und ſelbe als Theil ſeines Reineinkommens, d. h. als etwas, worüber er ſelbſt⸗ 
ſtändig verfügen darf, betrachten und beſteuern? oder aber ſoll ſie auf eine ohne 
Schädigung des Staatsſchatzes vorzunehmende billige Verſchiebung der Steuer zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner nach Maßgabe der jedem von ihnen wirklich zuſallenden Ein— 
nahme hinarbeiten? Und darf die Finauzwiſſenſchaft gerade blos dieſen Theil des 
Proceſſes der ſocialen Einkommensvertheilung zum ausſchließlichen Nutzen und Privileg 
des Capitaliſten überſehen, nachdem ja alle ſonſtigen Claſſen, welche durch Ver— 
mittlung eines gegebenen ſelbſtſtändigen Producenten ihren abgeleiteten oder auch 
urſprünglichen Antheil am Nationaleinkommen beziehen, nichts weniger als ſteuerſre 
ausgehen? Ich erinnere diesfalls nur an die Stenern der Arbeiter, der Hausbeſitzer, der 
jenem Producenten die Werkzeuge und Maſchinen liefernden weiteren Producenten u. f. f.! 

Die principielle Entſcheidung all dieſer Fragen iſt nicht ſchwer und ſie iſt beruſen, 
vor Allem dem heutzutage ſo ſchwer verſchuldeten Landwirthe die Entlaſtung von der— 
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jenigen Steuer zu bringen, welche er ohne zwingende Nothwendigkeit für den Capitaliſten 
vorſchießt. Man braucht nur den Grundſatz aufzuſtellen, daß die ſteuerpflich— 
tigen Schuldner — hier bie Landwirthe — ihre Paſſivzinſen bet Bered- 
nung des Reinertrages in Abzug bringen dürfen, wogegen der jeweilige 
Gläubiger für die auf ihn entfallende Quote der Activzinſen etwa eine 
„Reutenſteuer“ zu zahlen hätte: und die Entlaſtung des Landwirthes erfolgt 
nach Maßgabe ſeiner wirklichen Leiſtungsfähigkeit. 

Allerdings dürfte dagegen die Theorie, ja, wie mich die Debatten in der durch 
mich vertretenen Geſellſchaft lehrten, ſogar die Praxis den Vorwurf erheben, daß, da 
der Grund und Boden bei uns und auf dem ganzen Continente einer Ertragsſteuer 
unterliegt, diefe Berückſichtigung der Paſſivzinſen unzuläſſig fet: 8 5, Alinea 5 unſeres 
Geſetzes vom Jahre 1869 ſpricht dies auch ausdrücklich aus. Ein derartiger Vorwurf 
beruht jedoch lediglich auf einer Principienreiterei. Die in Europa für die Landwirth— 
ſchaft als die entſprechendſte angeſehene Form der Ertragsſteuer iſt in der That geſchicht— 
lich ſowohl als nach ihrem ſtricten Principe dem Zinſenabzuge abhold: geſchichtlich des— 
halb, weil ja für die alte extenſive Wirthſchaft der Credit von untergeordneter Bedeu— 
tung war, principiell deshalb, weil die reine Ertragsſteuer an und für ſich blos den 
aus der Qualität des Grundſtückes und den allgemeinen Productionsbedingungen 
durchſchnittlich für eine Reihe von Jahren berechneten wahrſcheinlichen Reinertag trifft, 
ohne darauf Rückſicht zu nehmen, welche veränderlichen Zinslaſten der jeweilige Beſitzer 
zu tragen hat. Aber aus alledem folgt nicht, daß der Abzug der Paffivginjen bei ber 
Grundſteuer abſolut unzuläſſig oder undurchführbar wäre. 

Was nämlich bie Zuläſſigkeit anbelangt, fo konnte, iuſolange das Creditbedürf— 
mif der extenſiven Wirthſchaft nur gering war, mit jener ftreng priucipiell-realen Er- 
tragsſteuer ohne zu große Härten in der Praxis das Auslangen gefunden werden, da 
ja factiſch nur die wenigſten Landwirthe Paſſivzinſen zu tragen hatten. Mit dem Wechſel 
der Credit: und Wirthſchaftsverhältniſſe muß entweder jenes ſtarre Princip durd- 
brochen werden, oder aber die Form der Ertragsſteuer ſelbſt fallen; denn es iſt doch 
beſſer, ſogar zu der den Landwirthen verhaßten, und auch namentlich für die kleineren 
unter ihnen an ſich nicht entſprechenden, aber den Zinſenabzug geſtattenden Form der 
Einkommenſteuer Zuflucht zu nehmen, als daß ber Landwirth unter der Wucht des Ertrags- 
ſteuer-Princips zu leiden, d. h. für den Capitaliſten die Steuern zu tragen hätte. Will man 
demnach auf die auerkannten Vortheile einer Ertragsbeſteuerung des Grund und Bodens 
nicht verzichten, ſo muß obiges althergebrachtes „Princip“ durch das Einkommenſteuer-Element 
des Zinſenabzuges erfriſcht werden, ſo muß zum Antheile an der Abgabenlaſt Derjenige 
herangezogen werden, der ja an dem Ertrage aus dem Grund und Boden in Form von 
Zinſen factiſch participirt, und ſogar auch ſocial gewiſſermaßen als der Miteigenthümer, 
oft leider beinahe als der Alleineigenthümer des Grundſtückes daſteht. Daß hiebei manchesmal 
die Grundſteuer auf Null herabſänke, d. h. die Steuerlaſt (td) gänzlich auf den Gläubiger 
verſchieben würde, kann für die blinden Anhänger jenes „Princips“ grauſenerregend 
fein, ift indeß nur die richtige Conſequenz des unzweifelhaft ebenſo richtigen Grundſatzes, 
daß eine Realbeſteuerung die Exiſtenz der den Ertrag beziehenden Perſonen und 
demnach auch die eventuelle Ertragstheilung unter dieſelben nicht ignoriren darf. Die 
Form der Ertragsbeſteuerung iſt ja nur ein Mittel zu dem Zwecke, die Perſonen der 
bezüglichen Steuerträger zwar nach den realen Merkmalen ihrer Wirthſchaft, aber nicht 
unter Ignorirung deſſen, was factiſch in ihre Taſchen und aus denſelben fließt, zu treffen! 

Was weiters die vielleicht von Vielen anzuzweifelnde Durchführbarkeit der obigen 
Maßregel anbelangt, ſo iſt vor Allem zu bemerken, daß zwar in England, wo die Grund— 


(tide faſt nur der Einfommenfteuer !) unterliegen, der Eigenthümer (nach Sched. A.) blos 
dem Gläubiger die volle Steuer bei der Zinszahlung anrechnen darf:), daß dagegen 
in Preußen, wo die Grundſtücke neben der Grundſteuer auch noch der Einkommenſteuer 
unterliegen, nach § 28, Alinea 6 des Geſetzes vom 1. Mai 1851 der Abzug ſämmtlicher Paſſiv— 
zinſen „unter genauer Angabe des Namens und Wohnortes des Gläubigers“ gerade bei Grund— 
ſtücken ebenſo ſtatthaft ift 9), wie dies nach unferem Regierungsentwurfe vom Jahre 1877 über 
die allgemeine Einkommenſteuer der Fall geweſen wäre. Was nun bei der Einkommenſteuer 
möglich iſt, muß doch auch bei der Ertragsſteuer möglich ſein, oder aber iſt letztere als 
untauglich zu beſeitigen: ich berufe mich gerade bezüglich der Grundſteuer auf eine Autorität, 
wie Engel). Weiters ift zu berückſichtigen, daß gerade die heutige geſetzliche Stellung 
des Immobiliarbeſitzes den hier vorgeſchlagenen Zinſenbeſteuerungsmodus fogar fördern 
würde, weil ja ein großer Theil der betreffenden Zinſen grundbücherlich verſichert ift, 
und daher ſogar ohne Zuthun des Schuldners genau erhoben werden kann. Allein auch 
der Abzug der von Perſonalſchulden ſtammenden Schulden — welche ſchon deshalb nicht 
ausgeſchloſſen werden dürften, weil einerſeits der Kleingrundbeſitz noch beiweitem keine 
Grundbücher beſitzt, und weil andererſeits auch dieſe Zinſen den Ertrag factiſch ſchmälern — 
ſteht durchaus nicht außerhalb des Bereiches der Möglichkeit, ſobald nur die richtige 
Methode zur Anwendung kommt. Es iſt dies ein völlig anderer Standpunkt, mit unſerem 
heutigen Geſetze zu beftimmen, daß der Landwirth für den Gläubiger die Steuer 
bezahlen und ſelbe dann an den ſchon contrahirten Zinſen abziehen ſoll; es wäre dies 
auch ein anderer Standpunkt, von dem Schuldner eine einfache Faſſion der Zinſen zu 
verlangen, bie ebenſo erfolglos wäre, wie die jetzigen Faſſionen der Gläubiger. Und was 
Anderes iſt es dagegen — denn das ſonſtige Mittel der Klagloſigkeit unverſteuerter 
Zinſen wäre doch zu brutal —, den wiſſenſchaftlich und praktiſch durchaus berechtigten 
Grundſatz auszuſprechen, daß die Paſſivzinſen zu den Productionskoſten gehören, und 
daher vom Schuldner in deſſen eigenem Steuer-Intereſſe anzugeben ſind, auf daß 
fte abgeſondert beim Gläubiger verſteuert werden. Dem Landwirthe wird es dann 
freiſtehen, entweder von dieſem Rechte durch genaue Angabe des Gläubigers und der Zins— 
höhe Gebrauch zu machen, oder aber darauf zu verzichten, falls z. B. Rückſichten auf 
den zukünftigen Credit, falſche Scham u. dgl. ihn von einer derartigen „Faſſion“ abhalten 
ſollten: der größere Grundbeſitzer wird wohl öfter verheimlichen, der kleine öfter geſtehen, 
der Staat wird in keinem Falle auch nur einen Heller einbüßen. 

Aus dieſen Gründen hat Referent die Ueberzeugung von der praktiſchen Durchführ— 
barkeit des Zinſenabzuges bei der Grundſteuer. Die jedesmalige Conſtatirung der 
Perſonalſchulden der Kleingrundbeſitzer wird zwar ſicher mit manchen techniſchen Schwierig— 
keiten zu kämpfen haben; allein dasſelbe wäre auch bei einer Einkommenſteuer eben ſo ſehr 
der Fall, und doch möchte Niemand jene Beſtimmung bei einer Einkommenſteuer beſeitigen. 
So ergibt fih alfo jedenfalls das Reſultat, daß der Ertragsſteuer-Charakter des Geſetzes 
vom Jahre 1869 der Aufnahme des Princips des Zinſenabzuges durchaus nicht im Wege 
ſtände. Nach Anſicht des Referenten, welcher ſich dem ſpäter zu erwägenden Einfluße 
der genannten Maßregel auf den Geldmarkt durchaus nicht verſchließt, brauchte nur in 
einer Novelle zum Geſetze vom 24. Mai 1869 unter Aufhebung des 8 5, Alinea 5, zweierlei 
angeordnet werden. Erſlens, daß noch vor dem Abſchluße des Kataftralverfahrens, 
nämlich bei der Prüfung der Reclamationen, die endgiltige Kataſtralziffer durch den 


1) nämlich abgeſehen von der immer mehr abgelöſten alten land- and property tax. 
2) Bode, „Geſchichte der Steuern des britiſchen Reiches“, Leipzig 1866, 546. 

3) Grotefend, „Geſetze ꝛc.“, Köln 1875, II., 82. 

) „Ztſchr. d. Stat. Bureau“, S. 116. 
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Abzug der im nächſtvorhergehenden Jahre gezahlten und bei der Reclamation gehörig 
ausgewieſenen Paſſivzinſen berichtigt werde: es entſtünde hiedurch ein Alinea e zum 8 37 
des Geſetzes. Zweitens, daß neben der fünfzehnjährigen Reviſion des Kataſters eine 
alljährliche Evidenzhaltung desſelben ſtattzufinden habe, bei welcher der Landwirth reſpee— 
tive deſſen früherer Gläubiger berechtigt ſein wird, Angaben über die im nächſtverfloſſenen 
Jahre geſchehene Erhöhung refpective Verminderung der Paſſivzinſen zu machen, wor— 
nach eine entſprechende Berichtigung der Grund- reſpective Rentenſteuer vorgenommen 
werden müßte. Daß der evite Zin ſenabzug erft beim Reclamationsverfahren ſtattfinden 
ſoll, hat ſeinen leicht erklärlichen Grund gerade in der Form der Ertragsbeſteuerung, 
welche beim Ertragsſchätzungsverfahren die allerlei Wechſel unterliegenden Zinſen nicht 
von vornherein berückſichtigen kann: die Verſchiebung des Zeitpunktes des Zinſenabzuges 
von dem Claſſifications- beziehungsweiſe Einſchätzungsverfahren in das Reclamations— 
verfahren bildet demnach die ebenſo einfache als ſachgemäße Correctur der Ertragsſteuer— 
natur ber Grundſteuer. Daß aber weiters trotz des nur mit Durchſchnitten arbeitenden 
Charakters jener Steuer die wirkliche im Vorjahre gezahlte Zinsziffer eingeſtellt werden 
ſoll, hat ſeinen Grund in der logiſchen Unmöglichkeit der vorherigen Schuldenſchätzung 
pro futuro, dann in der Gefahr, daß die Steuerträger etwa abſichtlich hohe Zinfen für 
denjenigen Augenblick contrahiren könnten, in welchem die Schätzung pro futuro, reſpective 
die Reclamation für fünfzehn Jahre vorgenommen werden würde. Daß übrigens dieſe hier 
vorgeſchlagene Belebung der alten Ertragsftener mit einem derartigen Einkommenſteuer— 
Elemente dem in den 88 4 und 40 des Geſetzes vom Jahre 1869 enthaltenen Contingen⸗ 
tirungsprincipe nicht nothwendig zuwiderlaufen muß, geht daraus hervor, daß die 
Unveränderlichkeit der Geſammtſteuerſumme mit dem Wechſel der einzelnen Steuerquoten 
durchaus nicht unvereinbar iſt. Nichtsdeſtoweniger iſt nicht zu leugnen, daß die im 
Steuerausſchuſſe des Abgeorduetenhauſes beſprochene, für den Staatsſchatz weniger als 
für den Steuerträger erwünſchte Umwandlung der künftigen Grundſteuer in eine Per⸗ 
centualſteuer, der alljährlichen Verſchiebung der Steuern zwiſchen Grundbeſitzer und 
Capitaliſten im hohen Grade förderlich wäre. Allein auch in dieſem Falle würde der 
Staat nichts riskiren, weil Grund- und Rentenſteuer die gegenſeitigen Ausfälle decken 
müßten. 

Dies wäre nach Anſicht des Referenten der erwünſchte erſte Theil der Ent— 
laſtung, welcher den Landwirthen ganz unzweifelhaft gebührt. Ob dieſe Entlaſtung 
effectiv wäre, d. h. unter Beibehaltung des gegenwärtigen Steuerfußes nur der be— 
zügliche Ausfall der Grundſteuer auf die Capitaliſten überwälzt werden würde, oder 
aber, ob mit der Zeit eine gleichzeitige Erhöhung der Grund- und der Rentenſteuer 
(eventuell im Wege einer ſpäter zu beſprechenden allgemeinen Einkommenſteuer) eintreten 
müßte, — eine Entlaſtung wäre dies jedenfalls in dem Sinne, daß die Landwirthſchaft 
von der ferneren Tragung einer fremden Abgabenlaſt befreit wäre. Dabei hätte dieſe 
Entlaſtung den Vortheil, daß fie einerſeits principiell begründet, praktiſch in genaue 
Ziffern kleidſam, durch ihre Einfachheit dem Gerechtigkeitsgefühle jedes Staatsbürgers 
verſtändlich wäre, andererſeits aber durch Aufſtellung eines ſchmiegſamen Princips einer 
Ueberbürdung der Landwirthſchaft in derſelben Richtung ein- für allemal den Riegel 
vorſchieben würde. 

Wenn nun die von mir vertretene Geſellſchaft trotz alledem lediglich bei der aus- 
drücklichen Anerkennung des Princips ſtehen blieb, ohne für jetzt ſchon eine Anwendung 
desſelben auf die Grundſteuer zu verlangen, ſo geſchah dies aus zwei Gründen. Einestheils 
bangte ihr vor den nicht zu verkennenden Schwierigkeiten eines Zinſenabzuges von den 
Perſonalſchulden kleiner Grundbeſitzer; anderentheils und hauptſächlich — denn die Technik 


müßte fid) einer auerkannt nothwendigen Reform anbequemen — wollte die Geſellſchaft 
nicht von der Steuerreform des Jahres 1869 ausgehen, welche ja noch beiweitem 
nicht zu Ende geführt iſt, und gegen deren Beſchleunigung mit proviſoriſcher Unterlaſſung 
des Reclamationsverfahrens die galiziſchen Abgeordneten ſich ohnehin wehren. Die Ge— 
ſellſchaft ſtellte ſich vielmehr auf den Standpunkt der gegenwärtig noch zu Recht 
beſtehenden Geſetzgebung, und von dieſem Standpunkte aus wären die obigen Reform— 
vorſchläge wenigſteus nicht für alle Kronländer anwendbar. Inſolange daher bie Grund- 
ſteuerreform und hiebei der Verſuch des Paſſivzinſenabzuges nicht durchgeführt iſt, kaun 
nach Anſicht der galiziſchen Landwirthſchaſtsgeſellſchaft die öſterreichiſche Land wirthſchaft 
wenigſtens die Beſeitigung jenes Drittelzuſchlages verlangen, welcher ihr in Vertretung 
der Capitaliſten aufgedrängt wurde. Allerdings ſtellt ſich dieſe Ziffer für den erſten 
Augenblick als willkürlich dar und könnte von auderen Volksclaſſen als ein ungerecht— 
fertigtes Privileg der Landwirthſchaft betrachtet werden; allerdings gibt der Nachlaß des 
Drittelzuſchlages, der alle Landwirthe ohne Rückſicht auf die verſchiedenen Stufen ihrer 
Leiſtungsfähigkeit entlaſtet, keine Gewähr, daß hiedurch für die nächſte Zukunft eine 
gerechte Verſchiebung der Steuerlaſt gegen die Capitaliſten zu eintritt, oder gar, daß in 
ſpäterer Zukunft einer neuen Ueberbürdung der Landwirthſchaft der Niegel vorgeſchoben 
wird; allein für den Augenblick, wo die Landwirthſchaft in ganz Europa eine gefährliche 
Kriſis durchzumachen hat — die Ernte des Jahres 1879 beträgt in ganz Europa 
339:5 Millionen Hektoliter gegen den ſonſtigen mittleren Durchſchnitt von 427:9, in Defter- 
reich⸗Ungarn 28:0 Millionen gegen 37:0 Millionen Hektoliter!) —, darf man in der Wahl 
der Mittel nicht allzuſtreng principiell vorgehen. Referent würde fid) übrigens ſchon kraft 
ſeiner wiſſenſchaftlichen Stellung ſicher nicht dazu hergeben, rundweg ohne tiefere 
theoretiſche Begründung für irgend welche Volksſchichte, und weun es die wichtigſte 
wäre, Steuernachläſſe zu verlangen. Jedoch darf in dieſem Falle nicht vergeſſen werden, 
daß ja jener Drittelzuſchlag eigentlich eine Art von Rentenſteuer hat ſein 
ſollen. Hebt man ihn alſo auf und trachtet dafür, mit rückſichtsloſer Strenge die 
Claſſe III der Einkommenſteuer, für welche übrigens Referent durchaus nicht ſchwärmt, 
zur Ausführung zu bringen, alsdann werden zwar nicht alle Glaubiger der Landwirthe 
und $ausbefiger?), und noch weniger nach ihrer Leiſtungsfähigkeit belaftet werden, aber 
die Landwirthſchaft wird entlaftet und der Regierung der Weg gezeigt werden, auf dem 
ſie bei gutem Willen den bezüglichen Ausfall zu decken vermögen wird. 


II. 


Indeß ift vor Allem die effective Deckung dieſes Ausfalles durch Claſſe III durd: 
aus nicht ther; daneben dürfen auch die Landwirthe nicht vergeſſen, daß ſchon bei dem 
heutigen Beſteuerungsſyſteme ein dauerndes Deficit beſteht, welches nothwendig gebannt 
werden muß. Da nun als Mittel hiefür einerſeits die allgemeine Einkommenſteuer, anderer— 
ſeits erhöhte oder neue Conſumtionsſteuern vorgeſchlagen werden, die Laudwirthſchaft 
aber in beiden dieſen Richtungen ſehr ſtark intereſſirt iſt, ſo muß ſie im Agrarcougreſſe 
auch diesfalls ihre Meinung zum Ausdrucke bringen. 

Was die Einkommenſteuer anbelaugt, ſo müßte Referent, wenn es ſich um 
ſeine perſönliche Anſicht handeln würde, die Erklärung abgeben, daß er ein entſchiedener 
Anhänger der Idee der Einkommenſteuer, aber ein eben ſolcher Gegner jener auf der 


1) „Journal des Débats" vom 28. November 1879. 
2) Denn der Zuſchlag muß dann billigerweiſe bis zur Reform der Häuſerſteuer auch hier anf- 
gehoben werden. Der Steuerfuß beträgt gegenwärtig 21½ %. 


Tagesordnung ſtehenden allgemeinen, vervollkommnenden, ausgleichenden Einkommen— 
ſteuer iſt, wie dieſelbe von dem mit Recht gefeiertſten Nationalökonomen Oeſterreichs 
theoretiſch conſtruirt wurde, und in die älteren ſowohl, als theilweiſe ſogar in die 
jüngſten Regierungsentwürfe überging. Die Einkommenſteuer iſt die idealſte Steuerform 
in all' denjenigen ziemlich zahlreichen Fällen, wo das wirkliche Einkommen genau 
zu eruiren iſt: in diefe Kategorie würden gerade auch die von den Schuldnern als 
Productionskoſten genau auszuweiſenden Paſſivzinſen gehören, fo daß die ſchon oben 
theilweiſe beſprochene Renteuſteuer eine reine Einkommenſteuer wäre. Die Einkommen— 
ſteuer iſt ferner ein ſchätzbarer Nothbehelf in all' denjenigen Fällen, in welchen das 
Einkommen weder genau zu eruiren, noch auch nach äußeren Productionsmerkmalen 
mittelſt einer Ertragsſchätzung herauszubringen iſt. Ja ſelbſt die Ertragsſteuern ſollten 
mit Einkommenſteuer-Elementen womöglich verſetzt werden. Aber ebenſo wie es irratiouell 
wäre, genau eruirbare Einkommensarten freiwillig zu ignoriren und durch willkürliche 
Durchſchnittsſchätzungen zu erſetzeu — ich erinnere an die öſterreichiſche Dividendenſteuer! —, 
ebenſo wäre es irrationell, fid) auf die unverläßliche und oft uneinbringliche Faſſion 
und perſönliche Schätzung dort zu verlaſſen, wo, wie bei Grundſtücken, Häuſern und 
zahlreichen Handels- und Gewerbs-Unternehmungen, eine erfolgreiche Ertragsſchätzung zu 
erwarten ſteht. Da nun Referent auf dieſe Weiſe die Einkommenſteuer nur als Theil 
des Steuerſyſtems neben den Ertrags- und Conſumtionsſteuern wünſchen würde, ſo 
kann ihm eine allgemeine Einkommenſteuer nicht erwünſcht erſcheinen, ob ſelbe an 
Stelle aller anderen directen als ausſchließliche directe Steuer, oder aber über 
allen directen als vervollſtändigende Steuer eingeführt werden will. Die letztere 
insbeſondere bildet immer einen nie enden wollenden circulus vitiosus: entweder find 
die beſtehenden Steuern gut, dann brauchen ſie keine Ausgleichung, ſondern höchſtens 
eine einfache Erhöhung; oder aber ſind ſie ſchlecht, und konnten durch die Einkommen— 
ſteuer erfolgreich ausgeglichen werden, dann wäre es ja kürzer, ſie durch letztere gänzlich 
zu erſetzen. 

Soll indeß trotz alledem eine ſolche ausgleichende allgemeine Einkommenſteuer aus 
finanziellen Rückſichten neu eingeführt werden — und ſchon die heutige Geſetzgebung 
enthält einen Anlauf hiezu!) —, ſo iſt immer noch ihre conditio sine qua non, daß 
ſchon vorher eine wenigſtens relative Steuergleichheit aller Staatsbürger eintrete, daß 
ſchon vorher alle Staatsbürger wirklich, effectiv — nicht wie die jetzigen 
Capitaliſten — beſonders beſteuert werden. Durch die Einkommenſteuer 
ſelber wird eine ſolche Gleichheit nicht nur nicht hergeſtellt, ſondern es wird im Gegen— 
theile die beſtehende Ungleichheit potenzirt werden. Da nun die Immobiliarbeſitzer und 
insbeſondere die Grundbeſitzer, welche ihrer realen Ertragsſteuer faſt unmöglich ent— 
rinnen können, an der Herſtellung obiger Gleichheit in erſter Linie intereſſirt ſind, ſo 
wurde ihnen feitens der früheren Regierung — allerdings im Gegenſatze zu der heutigen — 
die allgemeine Einkommenſteuer dadurch plauſibel gemacht, daß man hiermit gleich— 
zeitig eine Herabſetzung der Grund- und Häuſerſteuer um ein Drittel in Verbindung 


) Die Grund- und Hausbeſitzer zahlen die Immobiliarſteuer, und nach 8 5 des Patentes vom 
10. October 1849 den Drittelzuſchlag als eine Art Einkommenſteuer; bie Gewerbs- und Handels- 
leute die Erwerbſtener, und daneben Claſſe I der Einkommenſteuer; die Capitaliſten (allerdings fictiv) 
Claſſe III der Einkommenſteuer, und daneben den nach § 6 des Patentes vom 10. October 1849 ſeitens 
der Immobiliarbeſitzer, dann nach § 23 des Einkommenſtener-Patentes ſeitens der Handels- und Gewerbs— 
leute vorzunehmenden Spercentigen Abzug von der Zinsſumme. Das Berg- und Hüttenweſen, 
dann Pachtungen, Lieferungs-Unternehmungen und die von der Erwerbſteuer freien liberalen Beruſs— 
arten zahlen blos die Einkommenſteuer, dazu mande, wie z. B. die Aerzte, oft nur nominell! 
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bringen wollte. Indeſſen wäre hiedurch das Uebel lediglich vermindert, nicht aber 
befeitigt. Leben in einem Staate zahlreiche, wenn auch nicht geſetzlich, fo dod) factijd) 
ſteuerfreie Capitaliſten — und wenigſtens in Galizien iſt ihre Zahl Legion! —, als— 
dann reicht es wahrlich nicht aus, eine „Ausgleichung“ in der Weiſe vorzunehmen, daß 
die bisher beſteuerten Claſſen um ein Weniges entlaſtet, und hernach wieder, vielleicht 
noch höher, in anderer Form belaſtet, dagegen die bisherigen Unbeſteuerten erſt mit 
dieſer letzteren Steuer als neuer Abgabe, und zwar in praxi wieder nur illuſoriſch, 
belegt werden! Es wäre dies keine „Ausgleichung“, ſondern eine mit der erſten, dazu 
noch ungenügenden Beſteuerung der Capitaliſten — denn die jetzige Einkommenſteuer 
hätte ja aufzuhören und die vorgeſchlagene Rentenſteuer bezog ſich auf die wenigſten 
Capitaliſten — verbundene Doppelbeſteuerung der Immobiliarbeſitzer und aller 
Erwerbſteuerpflichtigen. 

Iſt demnach wirklich eine allgemeine Doppelbeſteuerung in Form einer allgemeinen 
Einkommenſteuer nöthig, dann führe man die Ausgleichung ſchon vorher durch, 
d. h. man unterwerfe ſämmtliche Staatsbürger einem Syſtem von Grund-, Häuſer— 
Gewerbe-, Honorar- reſp. Gehaltsſteuern, ſchließlich — unter verhältnißmäßiger Cnt- 
laſtung ſämmtlicher Schuldner — die Capitaliſten einer Rentenſteuer, und führe her— 
nach die Einkommenſteuer ein. Hiebei wäre nun allerdings das Problem der erſten 
ſowohl als der zweiten vervollſtändigenden Beſteuerung des Geldcapitals das 
ſchwierigſte, aber nicht fo unlösbar, daß die Landwirthe gerechten Grund haben ſollten, 
principiell und rückſichtslos gegen eine Einkommenſteuer zu ſtimmen. Was nämlich 
vorerſt die Hypothekar- und Perſonalgläubiger der Landwirthe anbelangt, ſo iſt ſchon 
oben dargethan worden, daß ihre Zinſen auf Grund der Angaben der Schuldner nicht 
unſchwer zu treffen waren; wird für die Dauer der jetzigen Grundſteuer von der 
Forderung dieſer Angaben Umgang genommen, und unter Aufhebung des Drittel- 
zuſchlages die Claſſe III der Einkommenſteuer ſtricte ausgeführt, ſo werden zwar nicht 
gerade die Gläubiger der Landwirthe (und Hausbeſitzer), und nicht alle dieſe Gläubiger 
hiedurch getroffen — und dies iſt nach der perſönlichen Anſicht des Referenten eine empfind— 
liche Lücke in unſeren Reformvorſchlägen —, aber ein gewiſſer Theil der Zinſen wird 
hiemit doch erreicht werden. — In zweiter Linie ſind diejenigen Einnahmen des Geld— 
capitals zu nennen, welche nicht einmal beſonderer Angaben der Schuldner bedürfen, weil 
ſie der Natur der Sache nach klar zu Tage treten: ich erinnere nur an die bücherlich 
verſicherten Schulden von Berggewerkſchaſten !), an die durch Actiengeſellſchaften, Genoſſen— 
ſchaften, Corporationen, Länder, Bezirke, Gemeinden gezahlten Zinſen von Prioritäts— 
Obligationen, Pfandbriefen, Caſſenſcheinen, Obligationen u. ſ. f., endlich an die in der 
Praxis dem Zinſe naheſtehenden Dividenden der Actiengeſellſchaften?), Genoſſenſchaften, 
Gewerkſchaften u. dgl. Alle dieſe, dem Staate in Folge öffentlicher Rechnungslegung 
von vornherein bekannten Einnahmen müßten nach Analogie der heutigen Couponſteuer 
genau belaſtet werden, und ſoferne ſie aus einem Schuldverhältniße herrühren, dafür 
eine entſprechende Entlaſtung der Schuldner herbeiführen. Daß dabei zahlreiche Detail— 
fragen zu löſen wären, als: die Frage der Befreiung der Sparcaſſen und Genoſſen— 
ſchaften, ſowie der ſonſt ſchon geſetzlich zugeſicherten Befreiungen, die Frage der Renten- 
beſteuerung einer als Gläubiger auftretenden und ſchon mit der Dividendenbeſteuerung 
getroffenen Actiengeſellſchaft, die Frage der bequemſten Erhebung eines Theiles der 
Zinſenſteuer durch Vermittlung der verſchuldeten, doch immer ökonomiſch fehr ſtarken 


1) Berggeſetz vom 23. Mai 1854, Reichsgeſetzblatt Nr. 146, 88 134 sq., und Juſtizminiſterial-Erlaß 
vom 13. December 1854, Reichsgeſetzblatt Nr. 314. 
2) Die Tantiemen würden der Honorarſteuer unterliegen. 


Actiengeſellſchaften, die ſchwierige Frage der Verbindung der Progreſſion mit diefem 
Erhebungsmodus u. dgl., — ift klar, gehört aber nicht mehr hierher. — Schließlich 
iſt in dritter Linie auf die ſehr zahlreichen Capitaliſten hinzuweiſen, welche ihre 
Zinſen von den ſonſtigen zahlreichen Unternehmern, mit Ausſchluß der Immobiliar— 
beſitzer und der zur öffentlichen Rechnungslage verpflichteten Perſonen, beziehen. Es iſt 
nämlich früher erwähnt worden, daß außer der mit 8 6 des Patentes vom 10. October 
1849 angeordneten Beſteuerung der Capitaliſten durch Vermittlung der Immobiliar— 
beſitzer, durch 8 23 des Einkommenſteuer-Pateutes eine eben ſolche Vermittlung der 
erwerbsſteuerpflichtigen Handels- und Gewerbs-Unternehmungen, welche der Claſſe I der 
Einkommenſteuer unterliegen, angeordnet wurde. Nun ſpricht gegen dieſe Vermittlung, 
ſoferne es ſich nicht um Actiengeſellſchaften handelt, all' dasjenige, was gegen die Ver— 
mittlung der Immobiliarbeſitzer angeführt wurde. Andererſeits gebührt der Grundſatz 
des Paſſivzin ſenabzuges, welcher principiell der Landwirthſchaft zugeſtanden wurde, eben 
fo ſehr allen fonſtigen Producenten. Und da die galiziſche Landwirthſchafts-Geſellſchaft 
die Durchführbarkeit dieſes Grundſatzes hier für leichter hält, als in der Landwirthſchaft, ſo 
hat ſie ſich für deſſen ausdrückliche Forderung im Gebiete der ganzen directen Beſteue— 
rung, mit Ausſchluß der Immobiliarbeſteuerung, aber mit Einſchluß der Beſteuerung 
der Capitaliſten ſelbſt, zu erklären beſchloſſen. 

Erft wenn auch diefe dritte Kategorie des Geldcapitals in den von 
den Schuldnern als Productionsfoften genau auszuweiſenden Paſſiv— 
zinfen mit einer Rentenſteuer getroffen werden wird — und im Falle einer 
Colliſion der letzteren mit der proviſoriſch zu behaltenden Claſſe III der Einkommen- 
ſteuer in Einer Perſon ſpräche bie Präſumtion für die Rentenfterer —, erft dann 
konnten die Landwirthe eine eventuelle allgemeine Einfommenfteuer als eine alle 
Steuerträger gleich treffende Mehrbelaſtung anſehen. Nur dürfen jene dabei den Beweis 
nicht unterlaſſen, daß eine derartige ausgedehnte Rentenſteuer die gefürchteten Gefahren 
für den Geldmarkt durchaus nicht herbeiführen wird. Man befürchtet da vor Allem 
eine förmliche Flucht des Capitals. Hingegen hat Referent die Ueberzeugung, daß das 
Capital ſich trotz ſeiner Flüſſigkeit nicht verflüchtigen wird, ſobald nicht einzelne, ſondern 
fämmtliche Gewerbszweige das Recht des Zinſenabzuges haben werden; ſelbſt die, 
übrigens nicht immer ſo leichte und gefahrloſe Wanderung des Capitals in's Ausland 
iſt nicht zu gewärtigen, da ja das Beiſpiel Oeſterreichs gauz unzweifelhaft auch die 
geldbedürftigen Nachbarſtaaten zur Nachahmung in der Geldbeſteuerung bewegen würde. 
Was aber weiters die gefürchtete Zinserhöhung anbelangt, ſo wäre ſie erſtens ein viel 
geringeres Uebel, als die bisherigen, durch die Schuldner in Vertretung der Gläubiger 
gezahlten Mehrſteuern, und müßte ſie zweitens nicht ſo nothwendig eintreten, wie man 
glaubt, da ja der Zinsfuß, trotz des ſonſtigen Machtübergewichts auf Seiten der 
Gläubiger, doch von zahlreichen Elementen abhängt, unter denen die Beſteuerung eine 
ähnliche Rolle ſpielen würde, wie heutzutage die Steuern der Producenten bei Con— 
ſtruirung des Preiſes von Waaren und Leiſtungen. Es iſt für die Capitaliſten viel 
leichter, z. B. gegenwärtig ſich ſeitens der Schuldner keinen Zinſenabzug gefallen zu 
laſſen, als in der Zukunft die ſchon gezahlte Steuer auf bie Zinshöhe zu ſchlagen: 
es wird hiebei nichts mehr und nichts weniger, als der ſo ſehr vage und zweifelhafte 
Proceß der Steuerabwälzung Anwendung finden, der ja bekanntlich bei anderen Waaren 
und Leiſtungen für die Conſumenten oft durchaus unfühlbar iſt. Das beſte Beiſpiel 
bietet übrigens die öſterreichiſche Staatsrente, welche trotz der hohen und ſogar nicht 
immer vertragsmäßigen Steuer des Jahres 1868 im Curſe nicht nur nicht geſunken, 
ſondern ſogar geſtiegen iſt. 
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Sind nun für die Schuldner, für den Geldmarkt ſeitens der hier vorgeſchlagenen 
Rentenſteuer keine Inconvenienzen zu befürchten, welche etwa die Angabe der Paſſivzinſen 
illuſoriſch machen würden, alsdann mögen die Capitaliſten eine Zeit unzufrieden ſein, ſie 
mögen der Angabe der Paſſivzinſen durch Unklarheit der Schuldurkunden oder durch Gebrauch 
der Wechſelform techniſche Hinderniſſe in den Weg legen, aber ſie werden ſchließlich nur 
einer billigen Steuergleichheit zum Opfer fallen. Es werden dann zwar allerlei erſchreckende 
Prophezeiungen der dem Lande drohenden Gefahren nicht ausbleiben, und von Vielen ſogar 
bona fide nacherzählt werden; aber ſie müßten ſchließlich zu dem abſurden Schluße 
führen, daß die Steuerfreiheit des Geldeapitals überhaupt im Intereſſe des allgemeinen 
Wohles gelegen iſt! Denn daß die Form jener Rentenſteuer die allerbequemſte iſt, daß 
ſie viel weniger Einmengung der Staatsbehörden in die Wirthſchaft des Capitaliſten, 
als alle heutigen Steuern bei anderen Steuerträgern, erfordern würde, iſt klar. Und 
daß der Staat trotzdem die Zinshöhe genau eruiren wird, dies mag für die Betroffenen 
wieder nicht gerade angenehm ſein, wird ſie jedoch diesfalls lediglich mit allen Staats— 
dienern gleichſtellen, deren Einnahmen ſchon ſeit 1849 genau bis auf den halben Kreuzer 
belaſtet zu werden pflegen. 

Auf jeden Fall iſt hier der rechte Ort, auf zweierlei Erwägungen hinzuweiſen. 
Erſtens, daß die jetzige Abneigung vor dem Steuerzahlen und die jetzige Uuehrlichkeit 
in den Einkommens⸗-Faſſionen zuverſichtlich rationelleren, den hohen Staatszwecken ent- 
ſprechenderen Gefühlen weichen dürfte, ſobald die bisherige demoraliſirende Steuer— 
freiheit der Capitaliſten aufhören wird; zweitens, daß ſich der billigen Eutlaſtung der 
Landwirthe conſequent eine Entlaſtung ſämmtlicher mit Credit arbeitenden Producenten 
anſchließt, wodurch die Intereſſengemeinſchaſt der Landwirthſchaft mit allen übrigen 
Volksclaſſen ihren klaren Ausdruck erhält. 


III. 

Es iſt zu Anfang hervorgehoben worden, daß die Landwirthſchaft in zwei Fällen 
fremde Laſten zu tragen hat; es iſt an einem anderen Orte berührt worden, daß zur 
dauernden Deckung des Deficits neben der allgemeinen Einkommenſteuer auch noch ein 
zweites Mittel tauglich iſt: beides bezieht ſich auf die indirecten, die Conſumtions— 
It e ıt ern. 

Dieſe indirecten Steuern bilden keine Lichtſeite der öſterreichiſchen Steuergeſetz— 
gebung, ob man hiebei die Wahl der Steuergegenſtände oder die Form der beſtehenden 
Abgaben ſelbſt im Auge hat. Der Landwirth iſt hiedurch in beiden Beziehungen ſtark in 
Mitleidenſchaft gezogen. 

Was nämlich die Wahl der Gegenſtände betrifft, ſo laſtet insbeſondere die 
Salzſteuer am ſchwerſten auf dem kleinen Landmanne, der hauptſächlich Cerealien genießt; 
ihre Monopolsform weiters bildet bekanntlich ein großes Hinderniß für die ſo wichtige 
Viehzucht; die in den ſogenannten „geſchloſſenen“ Städten erhobene Acciſe von zahl— 
reichen Lebensmitteln belaſtet theils den unentbehrlichen Conſum der ſtädtiſchen Arbeiter— 
claſſe, welche auch die Fleiſchſteuer mitträgt, theils die Production des zuführenden Land— 
mannes. Allein die Finanzlage des Staates wird wohl nicht ſo bald eine Beſeitigung 
dieſer Gruppe von Abgaben zulaſſen. Die weiteren fünf Steuern vom entbehrlichen 
Conſum, nämlich die Branntwein-, die Bier-, die Wein- und Moft- und die Zuckerſteuer, 
dann das Tabaksmonopol ſind zwar an und für ſich ganz berechtigt, da namentlich die 
zwei erſten die nicht in directer Weiſe zu treffenden niederen Claſſen von Land und 
Stadt, und ſogar ziemlich im Verhältniße zu deren Leiſtungsfähigkeit zu belaſten be— 
rufen ſind, und alle fünf daneben noch auf den Conſumenten anderer Stände, ge— 


wiſſermaßen auf Rechnung der ungenügenden directen Beſteuerung, ruhen. Indeß iſt 
ſchwer zu leugnen, daß man gerade dieſe letztere Conſumenten-Kategorie noch durch viel— 
fache andere Objecte des entbehrlichen und Luxusconſums treffen könnte, ohne hiebei 
der Production und dem Verbrauche derjelbeu irgendwie Abbruch zu thun. Wenn auch 
die Luxusſteuerfrage bisher in der Theorie noch nicht endgiltig gelöſt iſt, wenn auch 
die Praxis Luxusſteuern theils Angeſichts der engliſchen — und ungariſchen — Erfahrungen 
für finanziell erſolglos, theils in ſocialer Beziehung für gefährlich hält, ſo hätten wohl 
die Landwirthe keine gegründete Veranlaſſung, gegen eine Steuergattung aufzutreten, 
die, wenn vielſeitig ausgedehnt und rationell eingerichtet, für den Staatsſchatz febr 
fruchtbar und hiebei geeignet wäre, ohne irgend welche ſociale Gefahren die Land— 
wirthſchaft thatſächlich zu entlaſten. 

Soll nämlich die oben geſorderte erſte Eutlaſtung der Landwirthſchaft weder dem 
Staatsſchatze Gefahren bringen, noch durch das Medium der allgemeinen Einkommenſteuer 
den bisherigen Beſteuerten zu fühlbar werden, ſoll das Defieit nicht gänzlich auf dieſe letztere 
Steuer und hiedurch wieder zu ſtark auf die Schultern der Landwirthe geſchoben werden, 
ſoll mit der Zeit die Anfhebung des Lotto möglich werden, ſo müſſen neue Steuer— 
träger awê Licht gebracht werden. Solche find aber neben den Capitaliſten alle bie: 
jenigen Perſonen jedweden Standes, welche trotz eventuell ſchon bezahlter directer Steuern 
immer noch eine ganz beſondere Leiſtungsfähigkeit durch luxuriöſe Ausgaben äußern. Wer 
ſich gegen eine Abgabe von ſolchen Ausgaben ſträubt, weil ſie die Vermögenderen, alſo 
unter Anderen auch die Landwirthe treffen dürfte, der ſteht auf dem Standpunkte Jener, 
welche aus Furcht vor der Zinserhöhung das Geldcapital ſteuerfrei wiſſen wollen. Es 
iſt ja doch für die größeren Landwirthe — denn die kleineren kommen hier außer Be— 
tracht — viel leichter, nach geſchehener Befreiung der Paſſivzinſen reſpective Aufhebung des 
Drittelzuſchlages, im Vereine mit allen anderen vermögenden Claſſen in niedrigen, un— 
fühlbaren Sätzen den Luxusconſum zu verſteuern, als die heutige ſchwere directe Steuerlaſt 
noch fernerhin zu tragen oder gar erhöht zu ſehen. Uebrigens wären die Luxusſteuern 
nur zum geringen Theile auf den Landwirth berechnet, ſobald ſie nur auf einem finanziell 
richtig eonſtruirten Begriffe des Luxus aufgebaut find. Ob man fid) nämlich dabei die Beſteue— 
rung der wenigen allergewöhnlichſten Luxuserſcheinungen, als da ſind: Wohnungen, Equi— 
pagen, Dienſtboten, oder die der ungezählten entbehrlichen Induſtrie-Erzeugniſſe denkt, 
ob man weiters nur ſachliche Gegeuftände, oder auch Handlungen, als da find: öffentliche 
Vergnügungen, Luxusreiſen, unentgeltlicher Vermögenserwerb (namentlich Börſenſpiel— 
gewinne), fruchtloſe Vermögensbenützung u. dgl., als Luxusſteuer-Objecte im Auge be— 
halten will: auf jeden Fall werden die bezüglichen Abgaben zu einem größeren Theile die 
Städte und deren ſtändige oder unſtändige Einwohner, als die am flachen Lande ver— 
weilenden Landwirthe treffen. 

Allerdings wird hier, wie bei den Conſumtionsſteuern überhaupt, die Wahl der 
zu beſteuernden Gegenſtände von entſcheidender Bedeutung ſein; und wenn ſich auch 
Referent hierüber ſowohl, als über die erwünſchte Erhebungsform perſönlich ziemlich ge— 
nauer Vorſtellungen bewußt zu ſein glaubt, ſo darf dennoch der diesbezüglich noch 
unfertigen Theorie und Praxis nicht präjudicirt werden. Indeß iſt es auch nicht Sache 
des Agrarcongreſſes, ſchwierige Finanzprobleme endgiltig zu löſen; es genügt vielmehr, 
wenn derſelbe ohne ſociale Voreingenommenheit der Ueberzeugung Ausdruck verleiht, daß 
bei Deckung des Deficits auch die Ausdehnung der indirecten Abgaben im Sinne einer 
rationellen und gemäßigten Luxusbeſteuerung einer gewiſſenhaften Erwägung unterzogen 
werden ſollte. Und da andererſeits eine ſolche Reform auch beim beſten Willen der be— 
rufenen Organe im gegenwärtigen Augenblicke denn doch noch problematiſch iſt, ſo wird 
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eine Aufbeſſerung der Staatseinnahmen mit Hilfe der fdjou beftehenden indirecten 

Steuern oder wenigſtens einiger derſelben auf keinen Fall leicht vermieden werden 

können. Dieſer Maßregel ſteht aber vornehmlich die gegenwärtige Erhebungsart der 

indirecten Steuern im Wege, welche, wie gejagt, deren zweite Schwäche bildet, 

und gerade der Landwirthſchaft unendlich Laing fällt: wird dieſes Problem gelöſt, dann 
iſt auch die Luxusſteuerfrage um ein Bedeutendes ihrer endgiltigen Löſung näher. 

Stellt man ſich auf den rationellen theoretiſchen Standpunkt, ſo erſcheint jede ſo— 
genannte indirecte Steuer als eine Conſumtionsſteuer, d. h. jede ſolche Steuer iſt auf 
den Conſumenten, deſſen Leiſtungsfähigkeit mittelſt Einkommen, Ertrag, Vermögen eut— 
weder gar nicht oder nicht genügend meßbar iſt, dagegen ihren prägnanten Ausdruck in 
der Ausgabe reſpective Handlung findet, berechnet. Daraus folgt, daß ſtreng genommen 
alle ſolchen Abgaben ebenſo unmittelbar beim eigentlichen Steuerträger, dem Conſumenten, 
erhoben werden ſollten, wie die Ertragsſteuern bei den Producenten, die Einkommenſteuern 
bei den Bezugsberechtigten, die Vermögensſteuern bei den Eigenthümern erhoben zu 
werden pflegen. Iſt dies nun bekanntlich bei der Mehrzahl der Conſumtionsſteuern — 
mit Ausnahme etwa der Wohnungs- und Equipagenſteuern, dann der in Monopolsform 
erhobenen — phyſiſch undurchführbar, ijt vielmehr zwiſchen dem Fiscus und dem eigent- 
lichen Steuerträger reſpective deſſen Steuerquelle eine Vermittlung der Producenten un— 
ausweichlich, ſo muß wenigſtens dafür geſorgt werden, daß hiedurch einerſeits die ver— 
mittelnden Producenten ſo wenig als möglich beläſtigt oder gar belaſtet, andererſeits die 
Conſumenten nur nach Maßgabe ihrer wirklichen Ausgaben getroffen werden. In beiden 
Beziehungen aber ſind ſämmtliche Verzehrungsſteuern Europas und insbeſondere auch die 
öſterreichiſchen nichts weniger als muſterhaft. Und wenn auch die beſte Erhebungsſorm 
ber Verzehrungsſteuer zu den ſchwierigſten Finauzproblemen gehört, fo daß poſitive Bor- 
ſchläge wieder nur ſehr vorſichtig geſtellt werden dürfen, ſo hält es unſere Geſellſchaft 
dennoch für ihre Pflicht, bei der einfachen Forderung einer Erhöhung gewiſſer Ver— 
zehrungsſteuern nicht ſtehen zu bleiben, ſouderu im Wege des Agrartages auch noch 
der Erwägung der hohen Regierung zu überlaſſen, ob jene Erhöhung bei einer ratio— 
nelleren national-ökonomiſchen Conſtruction der ganzen Steuerart nicht allſeits bedeutend 
leichter durchführbar wäre. Wie ift affo die Wirkung der heutigen Verzehrungsſteuern 
für den Producenten und den Conſumenten? und wie wären ſchlechte Wirkungen hintan— 
zuhalten? 

Was vorerſt die Perſonen der Producenten anbelangt, denen die Vermittlung 
in der Erhebung zur Pflicht gemacht iſt, ſo ſind es bei den meiſten und wichtigſten 
öſterreichiſchen Verzehrungsabgaben gerade die Landwirthe: bei der Branntweinftener 
faſt ausſchließlich, bei der Bierſteuer großentheils, bei der Zuckerſteuer nicht zum geringſten 
Theile. Nur die Wein- und Moſtſleuer wird durch bie Schaukwirthe, und die Schlacht— 
ſteuer durch die Schlächter erhoben, wogegen Salz und noch mehr der Tabak un— 
mittelbar beim Conſumenten verſteuert werden. Frägt man nun jene Landwirthe, ob ſie 
fid) den gedachten drei Hauptſteuern gegenüber wirklich als „Vermittler“, als „Steuer— 
Einnehmer“ fühlen und darnach handeln, ſo müſſen ſie antworten, daß dies bei der 
heutigen Erhebungsform ganz unmöglich iſt. Und hierin liegt gerade die zweite 
Hauptüberbürdung der öſterreichiſchen Landwirthſchaſt, hier muß demnach 
auch für eine zweite Hauptentlaſtung geſorgt werden. Während es nämlich ſcheinen fotte, 
daß die Landwirthe durch die Grund-, Häuſer-, eventuell Erwerb- und Einkommenſteuer, 
übrigens auch durch die beim Ankaufe perſönlich zu conſumirender Objecte gezahlten 
Verzehrungsſteuern hinlänglich belaſtet ſind, — müſſen Diejenigen unter ihnen, welche 
in unten zu ſchildernder Weiſe die landwirthſchaftliche Induſtrie pflegen, nebſt der Er— 
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werbſteuer von derſelben, factifd) noch die wichtigſten Verzehrungsſteuern von Gegenftandert, 
die ſie zwar für den perſönlichen Conſum Anderer produciren aber ſelber gar nicht 
conſumiren, tragen. Dies kommt daher, weil die wichtigſten unſerer ſogenannten 
Verzehrungsſteuern factifd) Ertragsſteuern find, und als ſolche die Steuer: 
laſten der Conſumenten auf bie Producenten verſchieben, welche andernfalls viel ſteuer— 
fähiger wären, als ſie es heutzutage ſind. 

Man pflegt nun zwar, um auf den Conſumenten zu übergehen, zu ſagen, daß 
derſelbe jedes Glas Branntwein, jedes Glas Bier, jedes Stück Zucker verſteuern müſſe, 
aber dieſe Phraſe iſt zum wenigſten durch nichts zu beweiſen. Wahr iſt eine analoge 
Behauptung beim Tabak, beinahe wahr beim Salze, und theilweiſe auch beim Fleiſche 
und Weine, d. h. bei Steuern, von denen zwei gerade die ärmſten Conſumenten treffen; 
aber bei den übrigen Objecten, namentlich dem Bier und Zucker, welche von wohl— 
habenderen Conſumenten verzehrt werden, iſt die wirkliche Bezahlung durch dieſe Con- 
ſumenten nur zu fraglich. Nach dem Bierſteuergeſetze vom 19. December 1852, Reichs⸗ 
geſetzblatt Nr. 264, wird blos die auf den Kühlſtock vor Beimiſchung der Gährungsmenge 
gebrachte „Bierwürze“ der Beſteuerung unterworfen; nach dem Zuckerſteuergeſetze vom 
27. Juni 1878 wird nur von Jahr zu Jahre eine Pauſchalirung nach Maßgabe der 
Leiſtungsfähigkeit der verſchiedenen Apparate und nach der Betriebsdauer vorgenommen 1), 
und dabei die ganze Steuer progreffiv quotiſirt. Beide diefe Maßregeln könnten zwar bei 
der Schätzung des durchſchnittlichen Ertrages aus den betreffenden Unternehmun⸗ 
gen behilflich fein, ſtehen aber mit der künftigen Conſumtion der bezüglichen Gegen- 
ſtände in der allerloſeſten Verbindung. Da nämlich bei ihnen die wirkliche Hektoliterzahl 
des fertigen Bieres und die wirkliche Kilogrammzahl des fertigen Zuckers weder in Betracht 
kommt, noch überhaupt bekannt iſt, ſo beſteht ſchon deshalb nicht die geringſte Gewähr 
hierfür, daß der ſo belaſtete Producent die ganze, für den Conſumenten vorgeſchoſſene 
Steuer wird auf den Preis des Productes aufſchlagen können, reſpective daß er nur 
dieſe Steuer wird aufſchlagen wollen. Es wird dies vom Marktpreiſe des Productes 
abhängen, welcher ſich zwar, wie überhaupt, im Großen und Ganzen nach den Ge— 
ſtehungskoſten richten wird, aber doch unmöglich die Steuerunterſchiede der einzelnen 
Producenten ausdrücken, d. h. uicht verſchieden ſein kann je nachdem bei dem Producenten 
von der wirklich entrichteten Verzehrungsſteuer mehr oder weniger auf je Ein wirklich 
erzeugtes Hektoliter beziehungsweiſe Kilogramm entfällt. Im Gegentheile, da unſere 
gegenwärtigen Verzehrungsſteuern, wiewohl im Principe nur vorſchußweiſe Namens der 
Conſumenten durch die Producenten entrichtet, ſich auf Seiten der letzteren factiſch, 
gleich deren eigenen directen Steuern von den bezüglichen Unternehmungen, als Theil 
der Geſtehungskoſten geſtalten, ſo wird auch hier nichts Anderes, als bei den ſonſtigen 
Ertragsſteuern geſchehen: ob nämlich und wieferne ihre „Abwälzung“ gelingt, d. h. ob 
und wieferne jedes Glas Bier, jedes Kilogramm Zucker die vorgeſchriebene Steuer 
tragen wird, hängt vom Preiſe des Productes ab, und es findet hiebei die bekannte 
nationalökonomiſche Regel der Preisbildung bei verſchiedenen Productionskoſtenſtufen 
Anwendung. Der ſtärkere und billiger erzeugende Producent wird oft mehr als die 
Steuer auf den Conſumenten abwälzen, der ſchwächere und theurer producirende wird 
oft nicht einmal die Steuer zurückerlangen können. Das erſtere pflegt insbeſondere beim 
Fleiſchhauer einzutreten, welcher alltäglich den faſt unentbehrlichen Artikel ganz ſicher 
verkauft, das letztere beim Landwirthe, welcher den Marktconjuncturen gegenüber [ebr 
oft fat ganz ohnmächtig iſt. 


1) pro 1878/9 vorgenommen mit Miniſterial-Erlaß vom 28. Juni 1878, Reichsgeſetzblatt Nr. 80. 
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Nun kaun man dies unmöglich mit der Beſtimmung einer Conuſumtionsſteuer für 
vereinbar halten, daß ſie für den vermittelnden Producenten oft zu einer factiſchen Er— 
tragsſteuer wird, den Conſumenten aber im Falle der gelungenen Abwälzung außer 
allem Verhältniße zu ihrer urſprünglichen Höhe, und noch weniger zu deſſen im wirk— 
lichen Genuße ſich äußernden Leiſtungsfähigkeit trifft. Die Conſumenten haben dabei 
wenigſtens den Troſt, daß die ſie eventuell treffende Mehrſteuer ſich auf zahlreiche, 
geringfügige Conſumtionsacte unfühlbar zerlegt; die Producenten dagegen haben nebſt 
Verluſten auch noch zahlreiche Plackereien ſeitens der Finanzbehörden zu erdulden. Daher 
kommt es, daß ſie für ſich an Conſumtionsſteuern Erleichterungen in Anſpruch 
nehmen, die ihnen, wie ſich zeigen wird, an der Erwerbſteuer von der landwirth— 
ſchaftlichen Induſtrie gebühren ſollten; daher kommt es, daß die Landwirthe ſich gegen 
die Erhöhung von Steuern wehren, welche ja eigentlich gar nicht auf ſie berechnet ſind — 
ich erinnere an die angebliche, übrigens durch die Erhebungsform begründete Angſt 
der böhmiſchen Landwirthe vor der Erhöhung der Zuckerſteuer! —; daher kommt es 
ſchließlich, daß im Vergleiche zu unſeren ſonſtigen Verzehrungsſteuern ſogar die Finanz— 
Monopole eine rationellere Erhebungsform der Conſumtionsſteuern abgeben. Denn es 
wird durch das Salz- und Tabakmonopol zwar die Privatproduction geſchmälert, aber 
kein Producent ungerechtfertigterweiſe geplagt und beſteuert; andererſeits wird der 
Conſument zwar febr hoch, aber — namentlich beim Verkauſsmonopol des Tabaks — 
gleichmäßig, mit einer wirklich dem Staatsſchatze zufließenden Steuer belaſtet. Und 
wenn auch daraus keineswegs die Nothwendigkeit der Ausdehnung der Monopole au 
das ganze Syſtem der indirecten Steuern gefolgert werden darf, ſo iſt der Schluß um ſo 
berechtigter, daß dieſes Syſtem ſelber auf rationellere Grundlagen gebracht werden muß. 

Die Grundlagen nun zu einer ſolchen rationellen Reform der in— 
directen Abgaben laſſen ſich wiſſenſchaftlich recht klar und einfach, und zwar mit 
Rückſicht auf den Producenten ſowohl als den Conſumenten feſtſtellen. Für den 
Producenten namentlich iſt von der Reform zu verlangen, daß ihm aus der Vermittlung 
zwiſchen dem Staate und dem Conſumenten keine eigene Belaſtung erwachſe; daß er 
die vorgeſchoſſene Steuer nicht zu ſeinen Geſtehungskoſten zu zählen, und ſich nicht auf 
die unſicheren Chancen der Abwälzung zu verlaſſen brauche; daß er auf die Stellung 
eines unentgeltlichen Steuereinnehmers beſchränkt bleibe, und hiebei womöglich aller 
Unbequemlichkeiten und Plackereien enthoben werde. Es darf nämlich überhaupt nicht 
vergeſſen werden, daß der Begriff der „Abwälzung“ eigentlich nicht auf ſolche Steuern 
anwendbar iſt, welche von vornherein beſtimmt ſind, nicht vom Zahlenden, ſondern von 
einer dritten Perſon getragen zu werden. Blos der eigentliche Steuerpflichtige kaun 
ſeine eigene Abgabe „abzuwälzen“, d. h. eine Laſt, die er eigentlich tragen ſollte, von 
ſich zu ſchieben verſuchen. In dieſer Weiſe können ſowohl directe Steuern nach vorn, 
d. i. auf den Conſumenten durch Preisſteigerung der Erzeugniſſe des Steuerträgers, 
als auch, wiewohl ſchwieriger, die indirecten Abgaben nach rückwärts, d. i. eben durch 
die Conſumenten auf die Producenten aller von jenen verzehrten Waaren mittelſt Er— 
mäßigung der Nachfrage, reſpective Preisherabdrückung abgewälzt werden. Dagegen 
kann beim Producenten, welcher die Steuer für den eigentlichen Steuerträger, den Con— 
ſumenten, vorgeſchoſſen hat, uur von einer Rückerſtattung die Rede ſein. Aufgabe 
der Geſetzgebung iſt es aber, daß der Producent bei dieſer Rückerſtattung nicht durch 
die bloße angebliche Abwälzungsmöglichkeit ſchadlos gehalten, ſondern womöglich von 
vornherein vor jedem Verluſte, vor jeder Gefahr eines nicht zurückzugewinnenden Vor— 
ſchußes, zugleich aber auch vor jeder Behinderung der Production durch die Finanz— 
Organe bewahrt werde. Nur dann wird er dem Staate ein eifriger, gewiſſenhafter 


Steuereinnehmer werden, nur daun könnte man deffen eventuelle, wiewohl unwahr— 
ſcheinliche Defraudationsgelüſte mit den ſtrengſten Strafen bedrohen. 

Was ift weiters von der Reform der indirecten Abgaben für die Couſumenten zu 
verlangen? Iſt der Conſument der eigentliche Steuerpflichtige, deſſen Leiſtungsfähigkeit 
Mangels anderer Maßſtäbe durch ſeine Ausgaben gemeſſen werden ſoll, ſo iſt es klar, 
daß dieſes Maß der Leiſtungsfähigkeit des Conſumenten weder in dem Umfange und 
der Qualität der Productions vorrichtungen des Producenten, noch in der Maffe der 
producirten Roh- oder Halbfabricate, ja nicht einmal in der Maſſe und ſogar der 
Qualität des erzeugten fertigen Conſumtionsobjectes — worauf bekanutlich die ſoge— 
nannte „Productenſteuer“ baſirt — zu ſuchen ſei. Keines dieſer, gegenwärtig beim 
Producenten zu conſtatirenden Momente liefert auch nur im entfernteſten die Handhabe 
zur gewiſſenhaften Erforſchung der Frage, wie viel ſei es gar nicht, ſei es zu wenig 
beſteuertes Einkommen, und überhaupt eine wie hohe Steuerkraft jeder der künftigen 
Conſumenten beſitzt. Der einzig richtige logiſche Schluß auf dieſe Kraft darf und 
kann blos aus der durch den Conſnmenten für den Ankauf des Verzehrungs— 
Objectes wirklich verwendeten Geldſumme, oder doch wenigſtens, ſoferne man 
bie nothwendige Vermittlung des Producenten im Auge hat, aus der Höhe des 
durch den letzteren erzielten Verkaufserlöſes gezogen werden. Dieſer Erlös 
(tet zwar mit dem vom eigentlichen Couſumenten zu zahlenden Preiſe inſoweit in 
keinem unmittelbaren Zuſammenhange, als fid) ja zwiſchen den Producenten und Con— 
ſumenten gewöhulich noch Händler mit ſelbſtſtändiger Preisbildung befinden; allein dieſe 
geringe Ungenauigkeit verſchwände gegenüber dem völligen Mangel an Zuſammenhang 
zwiſchen den heutigen Beſteuerungsgrundlagen uud der wirklichen Conſumtion des 
eigentlichen Steuerpflichtigen. Und ſo iſt für den letzteren von der Reform der in— 
directen Abgaben zu verlangen, daß er, wenn auch nicht unmittelbar nach Maßgabe 
der für die betreffenden Bedürfniſſe wirklich gemachten Auslagen, wirklich gezahlten 
Preiſe, fo doch wenigftens, unter Vermittlung des Producenten, uur nach Maßgabe 
der vom letzteren wirklich erhaltenen Preiſe belaſtet werde. 

Dies wären die beiderſeitigen Principien der zunächſt im Intereſſe der Land— 
wirthſchaft vorzunehmenden Reform der indirecten Abgaben. Was dann aber deren 
äußere Geſtaltung anbelangt, ſo erſchiene als die theoretiſch correcteſte eine derartige 
Erhebungsform jener Steuern, daß der Produceut verpflichtet reſpective berechtigt 
werde, zum Preiſe ſeines Erzeugnißes den im Geſetze vorgeſchriebenen Percentual— 
ſteuerſatz zuzuſchlagen, und die auf dieſe Weiſe wirklich erhobene Steuer dem 
Staatsſchatze zuzuführen. Für den Producenten erwüchſe daraus der Vortheil, daß 
er nichts auf eigene Gefahr dem Staate vorzuſchießen hätte; daß er keine neue Steuer 
als Herſtellungskoſtenpoſt in fein Budget einzuſtellen und dem Abwälzungsproceſſe 
vorzubehalten brauchte; daß er lediglich zu dem wirklichen Marktpreiſe den Steuer— 
zuſchlag ganz offen unter dem Titel der Abgabe erheben könnte, ohne hiemit in ſeiner 
Production auch nur den geringſten Einfluß der indirecten Steuern fühlen zu müſſen. 
Es wäre dies mit Einem Worte die zweite und ide alſte Entlaſtung der Land— 
wirthe beziehungsweiſe der Producenten überhaupt — denn auch hier äußert ſich jene 
Harmonie der Intereſſen! —, eine Entlaſtung, welche Angeſichts der vom Ertrage der 
Unternehmungen ohnehin ſchon bezahlten directen Steuern ganz gerecht und wünſchens— 
werth wäre. Allerdings könnte dagegen gerade vom Standpunkte der Producenten ein— 
gewendet werden, daß der Productenpreis von ihnen nicht abhänge, daß die Käufer 
die zu bezahlende Steuer vom Preiſe abziehen, und ſelbe ſomit, wie bisher, wieder auf 
die Producenten zurückwälzen werden, daß alſo der Hauptzweck der Entlaſtung verfehlt 


werden würde. Würdeu indeß diefe Einweudungen auch nothwendig ſtichhältig fein, fo 
verbliebe für den Producenten immer noch der unendliche Vortheil, daß er bei ſeiner 
Production all' der bekannten, heutzutage beinahe unvermeidlichen Plackereien ſeitens 
der Finanzorgane enthoben würde, daß er vollkommen frei produciren und die Steuer 
nicht Monate fang im Voraus vorzuſchießen hätte. Allein es ift ja zu bedenken, daß 
ber gewöhnliche Preis — und der Preis der Verzehrungsſtener-Objecte braucht doch 
nicht immer ein Ausnahmspreis zu fein! — nicht ausſchließlich durch den Käufer, 
ſondern auch durch den Verkäuſer, durch beiderſeitige Concurrenz gebildet wird: der 
Marktpreis, welchen der Käufer dem Verkäufer bietet, ift ja fdyon das Reſultat ſolcher 
gegenſeitigen Thätigkeit. Natürlich iſt nicht jeder Verkäufer gleich ſtark, natürlich ſtehen 
alle Producenten unter dem Einfluße der Marktconjunctur, aber warum bei einer 
für die Broducenten günſtigen, auffteigenden Coujunctur die Käufer eher 
vom Kaufe abtreteu müßten, als daß ſie die dann leicht auf den Preis zu ſchlagende 
Steuer mitbezahlen ſollten, dieſes kaun dem Referenten nicht einleuchten. Es kann alſo 
eine ungünſtige Conjunctur, die ja oft Spottpreiſe erzeugt, die Steuer auf den Produ- 
centen wälzen; es kaun der einzelne Producent auch ohne dieſen Druck die Steuer 
aus Coucurrenzrückſichten ebenſo freiwillig auf fid nehmen, wie dies mancher Schuldner 
mit der Rentenſteuer thun wird. Aber ein Zwang hiezu beſteht von vornherein nicht, 
denn der Producent hat ja nach unſeren Vorſchlägen keine Productenſteuer im 
Vorhinein nach Maßgabe der Broductenmaffe zu zahlen, fordern der Staat muß bis 
gunt perfecte. Kaufe, bis zur geſcheheuen Preisbezahlung warten: und dem gegenüber 


Für den Couſumenten weiters eutſtünde aus der obigen Erhebungsform ber 
Vortheil, daß er — abgeſehen von etwaigen Preisveränderungen ſeitens des Händlers, 
Schänkers rc. — nur nach Maßgabe feiner wirklichen, in der Auslage fid) äußernden 
Leiſtungsfähigkeit getroffen; daß er in der That je nach dem Preiſe des Bieres, 
Zuckers ꝛc. belaſtet würde; daß es von ihm factiſch, nicht blos nominell, abhinge, je 
nach Quantität und Qualität des Objectes die Höhe ſeiner Steuern ganz genau zu regeln. 

Für den Staat ſchließlich erwüchſe der Vortheil, daß er ohne die hohen Ueber— 
wachungs- und Unterſuchungskoſten, ohne die Nothwendigkeit von derart verwickelten 
techniſch-polizeilichen Maßregeln, wie fte z. B. uuſere Geſetze vorſchreiben, eine allen: 
falls contingentirte, ſomit ſichere Einnahme hätte; daß er ferner keine Defrandationen 
zu befürchten hätte, weil nur die wenigſten Producenten ſo ehrvergeſſen wären, die im 
Namen des Staates ſchon wirklich bei einer dritten Perſon — dem Käufer — er— 
hobene Steuer dem Staate vorzueuthalten, d. h. rundweg zu veruntreuen; daß er 
übrigens, einmal im Beſitze dieſer idealen Erhebungsform, die Zahl der nach den 
obigen Principien zu beſteuernden Objecte im Sinne einer rationellen 
Luxusbeſteuerung vermehren, und hiemit wieder die Staatseinnahmen erhöhen 
konnte. 

Allerdings bleibt bei alledem immer noch die Hauptfrage offen, ob die eben ge— 
ſchilderte Erhebungsform auch praktiſch durchführbar wäre. Referent hat den 
unerſchütterlichſten Glauben an dieſe Möglichkeit, welche ihm auch bei den bezüglichen 
Debatten in der galiziſchen Laudwirthſchafts-Geſellſchaft von praktiſchen Laudwirthen 
beſtätigt wurde; er glaubt insbeſondere, daß vorerſt, fei es bücherlich belegte, im Falle 
begründeter Zweifel vom Käufer eidlich zu bekräftigende Angaben des Verkäufers über 
Maſſe und Preis des verkauften Productes, fet es der ſtaatliche Mitverſchluß der ja nicht fo 
zahlreichen Magazine und die Anordnung des Verkaufes in Gegenwart der Finanz— 
Organe, — daß weiters die Androhung perſönlicher Strafen für die Defraudanten, — 
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daß ſchließlich bte unter Mitwirkung der Producenten vorzunehmende Steuer— 
Contingentirung, welche der Deſraudation von vornherein die Spitze abbrechen würde: 
daß fo ein Apparat von Erfolg ſein würde. Es wäre dies ja nur eine analoge Er— 
hebungsform, wie die heutzutage bei der Eiſenbahn-Fahrkartenſteuer übliche, und wie 
ſolche auch bei der von der Regierung leider fallen gelaſſenen Börſenſteuer ſehr leicht 
anwendbar wäre, ſoferne man nämlich nicht an die unbillige und ſchwer zu handhabende 
Beſteuerung jedes Börſenumſatzes, ſondern nur an die einzig rationelle, ſo einfache und 
ſo leicht durchführbare Belaſtung der durch Vermittlung der Börſen-Senſale auf 
Grund des Börſen-Arrangements wirklich gezahlten Differenzen denkt. Die 
Erhebung in den Bier- und Zuckermagazinen wäre zwar weniger leicht und einfach, 
aber principiell ganz analog. Zwar würde es insbeſoudere für die Laudwirthe nicht gez 
rade zu den Annehmlichkeiten gehören, dem Staate Angaben über ihren Waarenerlös, 
die dann bei der Erwerbsbeſteuerung ſchwerlich ohne Einfluß bleiben dürften, zu machen; 
allein diefe Unannehmlichkeit wäre nicht im Stande, mit der heutigen factiſchen Doppel- 
beſteuerung im Wege der als Erxtragsſteuern wirkenden indirecten Abgaben, und außer— 
dem noch mit der heutigen finanzpolizeilichen Beaufſichtigung auch nur den geringſten 
Vergleich auszuhalten. Können übrigens heutzutage die Staatsbeamten, ſollen nach 
unſeren Vorſchlägen in der Zukunft ſämmtliche Capitaliſten nach genauen Einkommens— 
und Vermögensdaten beſteuert werden, warum ſollte man von den Landwirthen nicht 
ebenſo genaue Daten zu dem Zwecke verlangen können, um fie von einer ungerechten 
Steuer zu entlaſten?! Es ſind dies ja eben die zwei Hauptſeiten der Ueberbürdung 
der Landwirthſchaft, die CTCumulirung nämlich ihrer eigenen Steuern mit 
denen der Capitaliſten und Conſumenten: wollen ſomit die Landwirthe in bei- 
den Richtungen anfathinen, fo müſſen fie beiderſeits nach Kräften mitthun durch offene 
Darlegung ihrer Schulden ſowohl als ihres bezüglichen Waarenerlöſes, ſouſt kann ihnen 
der Staat beim beſten Willen eine Erleichterung ohne Gefährdung der eigenen Finanzen 
nicht verſchaffen! 

Es iſt übrigens, wie geſagt, der Agrartag keine Legislative, welche die Durchfüh— 
rung ihrer Vorſchläge genau zu paragraphiren hätte; feine heutige Aufgabe auf dem 
Gebiete des Steuerweſens iſt lediglich die, die geſetzgebenden und Verwaltungsorgane 
unſeres Staates auf Reformen aufmerkſam zu machen, welche unter billiger Entlaſtung 
der Landwirthſchaft weder dem Staatsſchatze, noch anderen bisher genügend beſteuerten 
Volksclaſſen zum Nachtheile, ſondern vielmehr beiderſeits zum Vortheile gereichen. Sache 
jener Organe ift es dann, unſere Vorſchläge zu prüfen. Wird fid hiebei die oben ffiz- 
zirte, wahrhaft ideale Bemeſſungs- und Erhebungsmethode der indirecten Steuern als 
undurchführbar erweiſen, alsdann wird dies im Intereſſe aller Betheiligten zu bedauern 
fein; jo lange dies jedoch nicht erwieſen ift, müffen wir auf deren Durchführbarkeit De- 
harren. Es iſt ſehr leicht, jeder ungewöhnlicheren Neuerung gegenüber das „non possu— 
mus“ entgegenzuhalteu, und am leichteſten auf dem Gebiete der Staatswiſſenſchaften, 
da hier der einzelne Autragſteller ohnehin kein Gebiet zur Verfügung hat, wo er über feine 
theoretiſchen Ueberzeugungen Experimente anzuſtellen in der Lage wäre. Nur der Staat 
hat die Mittel dazu: er kann unbefangene Sachverſtändige einvernehmen, er kann 
durch ſeine Fachorgane detaillirte Vorſchläge ausarbeiten laſſen, er kann ſogar eine Probe 
riskiren. Und die Gelegenheit hiezu wird ſich bei uns um ſo ſicherer bieten, als die 
mit den zwei Gefeßen vom 27. Juni 1878 angeordnete Erhöhung der Branntweinſteuer 
und in Ausſicht genommene Progreſſiv-Einnahme aus der Zuckerſteuer darauf hinweiſen, 
daß ein Theil des Deficits durch Erhöhung namentlich derjenigen Verzehrungsſteuern, 
welche, wie die Zucker- und Bierſteuer, den entbehrlicheren Conſum treffen, dann durch 
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Vervollſtändigung der ſchou erhöhten Branutweinſteuer mit einer Hefenbeſteuerun g, wird 
dauernd gedeckt werden müſſen. Können alſo in dieſen Richtungen Steuererhöhungen 
nicht unterbleiben — und beim Zucker müſſen bekanntlich ſchon für die Campagne 1878/9 
zur Erreihung des Contingents per 6 Millionen Gulden circa 4, 510.723 fl. ober 
15:21 kr. per Metercentner nachgezahlt werden —, alsdann kann es doch nur erwünſcht ſein, 
daß weuigſteus die hier vorgeſchlagene bequemſte Erhebungsform erörtert werde, welche 
gerade bei den für Zucker, Bier und Hefe fo ſehr günftigen Marktconjuncturen — beim 
Zucker wurden bekanntlich von der Steuer per 20,650. 000 fl. nicht weniger als 18,960.723 fl. 
anläßlich der Auefuhr vildoergitet!!) — für bie Producenten keine Gefahr bringen 
würde. Es ift [omit ganz begründeter Aulaß zu einer Probe in jener Richtung vor- 
handen: gelingt ſie nicht, dann verbleibt ja immer noch der Status quo, und der Vor— 
wurf unnützer Experimente wird mit Rückſicht auf das hehre Ziel entkräftet werden; 
fällt aber, was wir feſt hoffen, die Probe gituftig aus, dann find die finanziellen und 
volkswirthſchaftlichen Vortheile einer hiermit erzielten Reform der Conſumtionsbeſteuerung 
nicht hoch genug anzuſchlagen. Wenigſtens iſt Referent der Anſicht, daß, wenn dieſe 
Vortheile nicht erzielbar ſein ſollten, es viel einfacher und vernünftiger wäre, die gegen— 
wärtigen indirecten Abgaben in Zuſchläge zu der Erwerbſteuer, die ſie ſchon jetzt factiſch 
ſind, umzuwandeln, als auf dem jetzigen Wege weiter zu verharren. Aber erſt dann 
würde fid) ihre Ungerechtigkeit genau erweiſen, da gerade auch bei der Erwerbſtener dem 
Landwirthe Erleichterungen anftatt Erhöhungen gebühren. 


IV. 


Es bedarf wohl keines beſonderen Nachweiſes, daß uuſere Erwerbſteuer dringend 
reformbedürftig ift. Es ift hier auch nicht der paffende Ort, des Näheren auszuführen, 
daß die reine Ertragsſteuerform bei der Erwerbſteuer noch fehlerhafter iſt, als bei der 
Grundſteuer, weil fie zu dem finanzwiſſenſchaftlichen Unding der Claſſenſteuer 
ausartet, welche den Ausdruck einer völligen Ohumacht der Geſetzgebung und Verwaltung 
in der Ausübung des betreffenden Theiles der Finanzhoheit bildet. Mau kaun nämlich 
darüber im Zweifel fein, ob das Einkommen, der Ertrag, das Vermögen oder aber die 
perſönlichen Ausgaben den richtigſten Maßſtab der Leiſtungsfähigkeit des Steuerträgers 
bilden, man kaun in ber Eruirung jedes dieſer Maßſtäbe int Einzeluen mannigfachen 
Schwierigkeiten begegnen; allein ſo weit darf die Ohumacht und der Zweifel des Gejel- 
gebers nicht gehen, daß er, unter Verzichtleiſtung auf alle diefe Maßſtäbe, ſich lediglich an 
gewiſſe, willkürlich herausgegriffene äußerliche Merkmale ſei es der Perſon des Steuer- 
trägers, ſei es der Wirthſchaft desſelben halte, und auf Grund einer ſo vorgenommenen 
Claſſificirung wieder willkürliche, d. h. feſte, in keine Proportion zur wirklichen Leiſtungs— 
fähigkeit geſetzte Steuerquoten erhebt. Gerade in ſolcher Weiſe aber iſt unſere Erwerb— 
ſteuer aufgebaut, welche bekanntlich in vier Hauptclaſſen, zwölf Beſchäftigungsgruppen, 
fünf Ortſchaftsclaſſen zerfällt, und in jeder je zwei bis zehn?) Steuerquoten-Stufen 
(„Claſſen“) enthält. 

An der Aenderung dieſer Claſſeuform ſind nun die Landwirthe mitſammt den 
eigentlichen Erwerbſteuerpflichtigen ſchon deshalb intereſſirt, weil eine Claſſenſteuer den 
Abzug der Paſſivzinſen von vornherein ausſchließt, das Princip dieſes Abzuges aber 
nur dann einer Verwirklichung entgegenſehen kann, wenn es, ohne ein Privileg der 
Landwirthe zu ſein, nach Recht und Billigkeit ſämmtlichen Steuerträgern zugute 


1) „Neue Freie Preſſe“ vom 10. September 1879. 
) In Claſſe II, a, b, Ortſchaftsclaſſe 2, vefpective in Claſſe III, Ortſchaftsclaſſe 1. 
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kommen wird. .. Aber bie Landwirthe haben ein noch unmittelbareres Intereſſe an 
einer rationellen Erwerbſteuerreform, weil die mit der Landwirthſchaft eng verbundene 
landwirthſchaftliche Induſtrie, ſowie die kleine Hausinduſtrie jener Steuer unterliegen ). 
Nun dürfte die beſondere Steuerpflichtigkeit dieſer Gewerbe keinem Zweifel unterliegen, 
da es ja für den Staatsſchatz im Principe von keinem Belange fein kann, ob verſchieden— 
artige Unternehmungen in verfdicdenen Händen oder aber im Beſitze eines und desſelben 
Producenten ſich befinden. Allein daraus folgt nicht, daß in dieſem letzteren Falle nicht 
aus höheren wirthſchaftlichen Rückſichten gewiſſe Erleichterungen betreffs der Steuer— 
höhe platzgreifen könnten. Und gerade in dieſer Richtung iſt wieder eine Aeußerung des 
Agrartages bezüglich der Erwerbſteuer erwünſcht. 

In der diesfalls ziemlich kargen Theorie pflegt man unter der landwirthſchaft— 
lichen Induſtrie überhaupt alle mit der Landwirthſchaft eng verknüpften Gewerbs— 
zweige zu verftehen. Hiedurch wird inde der Begriff ein ſehr vager, da ja kein Zweig 
der ſogenannten „verarbeitenden Gewerke“, ob Handwerk oder Induſtrie, ob Groß— 
oder Hausinduſtrie, der Rohſtoffe entrathen kaun, welche wiederum neben dem Bergbaue 
in erſter Linie die Landwirthſchaft liefert. In dieſer Beziehung alſo, d. h. ſoferne es 
ſich im Allgemeinen um den ſicherlich nicht loſen Zuſammenhang zwiſchen der Roh— 
production und der verarbeitenden Production handelt, unterſcheidet ſich z. B. das 
Branutweinbrenn- oder Müllergewerbe durchaus nicht von der Baumwoll- oder Holz— 
waaren-Fabrication, und könnte man ſie alle füglich unter den weiten Begriff der land— 
wirthſchaftlichen Induſtrie bringen. Aber ſelbſt wenn man die auf den tropiſchen Roh— 
producten beruhende Induſtrie aus diefem Begriffe ausſcheiden wollte, wäre er dennoch 
noch zu weit und für unſere Frage unfruchtbar, weil ja auf dieſer Grundlage das ganze 
Handwerk und faſt die ganze Induſtrie eine gleiche wirthſchafts- und finanzpolitiſche 
Behandlung erfahren müßte. 

Will man [omit in der obigen Richtung eine für die Volks-, wie nicht minder die 
Staatswirthſchaft wirklich erfprießliche Diſtinction treffen, jo muß man von einem ganz 
anderen Geſichtspunkte ausgehen. Statt des objectiven Standpunktes der Verknüpfung 
zweier Productiouszweige, muß man vielmehr den ſubjectiven Standpunkt der 
Producenten in dieſen Zweigen feſthalten. Entweder nämlich iſt es der Laudwirth, 
welcher einen der Landwirthſchaft verwandten Gewerbszweig ausübt, oder aber nicht: 
nur im erſteren Falle kann man mit Recht von der landwirthſchaftlichen Induſtrie reden 
und für dieſelbe Steuer-Erleichterungen verlangen, im zweiten darf dies ſelbſt dann nicht 
geſchehen, wenn Landwirthſchaft und Induſtrie in der Hand einer und derſelben Perſon, 
die jedoch kein Landwirth von Beruf iſt, zuſammentrifft, z. B. wenn eine Actien-Zucker— 
fabrik die nöthigen Rüben ſelber producirt. 

Wie läßt fid) aber jene Diſtinction und die darauf zu ſtützende Steuer-Erleichterung 
begründen? Nur die wenigſten Erzeugniſſe der Landwirthſchaft, wie z. B. das Obſt, 
kann der Meuſch unverarbeitet verzehren; fie müſſen zumeiſt mauche, oft fogar zahlreiche 
Umwandlungsproceſſe beſtehen, bevor ſie für die perfönlichen Bedürfniſſe des Menſchen 
tauglich werden. Es liegt nun im Intereſſe der Land-, wie der ganzen Volkswirthſchaft, 
daß diefe Verarbeitung nicht weit vom Standorte der Rohproductioun und womöglich 
nicht außer Landes vor ſich gehe: erſteres, weil die von Natur ſchweren Boden-Erzeugniſſe 
ſchwere Transportkoſten erfordern, welche die für einen ausführenden Landwirth in der 
Regel ungünſtige Marktconjunctur demſelben zu deffen Laſten aufbürdet, — letzteres, weil 


1) Die Viehmaſtung iſt frei, da die „landwirthſchaftliche Juduſtrie“, „ſoferne ſie ſich auf die 
Erzeugung roher Producte (sie!) bezieht“, nach § 2, a des Erwerbſteuergeſetzes vom 31. December 1812 
frei tft. An die Hausinduſtrie konnte 1812 natürlich noch nicht gedacht werden! 
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nach dem bekauuten Liebig chen Geſetze mit der Ausfuhr der Boden-Erzeugniſſe auch 
die wichtigſten dem Boden entnommenen mineraliſchen Beſtandtheile, welche ihm ſonſt 
im Wege der Induſtrie Abfälle wiedererſtattet werden köunten, unwiederbringlich aus- 
geführt werden. Inſoferne gehen die Intereſſen der ſogenannten „geſchloſſenen“ Land— 
wirthſchaft — denn „offene“ ander, wie das weſtliche Nordamerika, kommen hier 
außer Betracht — und der Induſtrie vollkommen Hand in Hand, und gibt ſich die 
extreme Freihandelspartei einer fruchtloſen Illuſion hin, indem fie die ländlichen reife 
von vornherein zu ihren Anhängern zählt! .. . Beſteht nun im Staate eine ausgedehnte, 
über alle Theile desſelben decentraliſirte Induſtrie, dann wird es für den Landwirth 
wahrſcheinlich in den meiſten Fällen günſtiger ſein, ſich nach dem Geſetze der ſocialen 
Arbeitstheilung auf die bloße Landwirthſchaft beziehungsweiſe Viehzucht zu beſchränken, 
und die Rohſtoffe dem benachbarten Fabrikanten gegen gute Preiſe zur Verarbeitung 
zu überlaſſen. Die „landwirthſchaftliche Induſtrie“ in dem obigen engeren Sinne wird 
dann wohl nur zu den Ausnahmen gehören. Producirt dagegen ein Staat mehr Roh— 
producte, als die ſpärliche oder wenigſtens zu ſehr centraliſirte Induſtrie zu verarbeiten 
im Stande iſt — und Oeſterreich befindet ſich in letzterer Lage —, alsdann wird der 
intelligente Landwirth die möglichſte Selbſtverarbeitung ſeiner Rohſtoffe einer verluſt— 
reichen Ausfuhr, reſpective einem noch verluſtreicheren Verkaufe an Unterhändler vor— 
ziehen, d. h. er wird ſich auf die eigentliche „landwirthſchaftliche Induſtrie“ verlegen. 

Beide dieſe Regeln werden offenbar, ebeuſowenig wie alle ſonſtigen wirthſchaftlichen 
Geſetze, etwa mit einer Naturnothwendigkeit wirken: Beweis deſſen die zahlreichen Aus— 
nahmen einerſeits z. B. in dem induſtriellen Böhmen, andererſeits in dem induſtrie— 
loſen Galizien! Insbeſondere wird unter den letztbeſprochenen Verhältniſſen an eine 
gänzliche Beſeitigung der Ausfuhr nicht zu denken ſein, und kann dem ohnehin ſchwer 
gedrückten einzelnen Landwirthe unmöglich die Zumuthung gemacht werden, aus höheren 
wirthſchaftspolitiſchen Rückſichten auch nur etwa auf die Geſchäfte mit Unterhändlern zu 
verzichten. Allein ſelbſt jene Ausnahmen, und wenn ſie noch ſo zahlreich vorkommen 
ſollten, ſind nicht im Stande, deu beſonderen Charakter und die Steuer-Erleichterungs— 
Bedürftigkeit der eigentlichen landwirthſchaftlichen Induſtrie zu vernichten, ja im 
Gegentheile, dieſe Bedürftigkeit wächſt noch gerade in dem Verhältniße, als die genannte 
Induſtrie wirklich nur die Ausnahme bildet. Worin nämlich beſteht der diesfalls ent— 
ſcheidende Unterſchied zwiſchen ihr und der ſonſtigen Großinduſtrie? Bei dem etgent- 
lichen Fabrikanten iſt die Verarbeitung Zweck; producirt er alſo auch ſelber ſeine 
Rohſtoffe, ſo iſt dieſe Production lediglich Mittel zu jenem Zwecke, zur Verarbeitung. 
Bei Producenten ſomit, deren Erwerbswirthſchaft einen ſolchen Charakter beſitzt, kann 
bezüglich ihrer Zugehörigkeit zu den Fabrikanten kein Zweifel obwalten: man bezeichnet 
ſie als ſolche im Leben, und ſo wird es auch der Steuerbehörde nicht ſchwer fallen, ſie trotz 
ihres Rüben-, Hopfen-, Korn-, Nebenbaues u. dgl. als Zucker-, Bier-, Spiritus-, Wein- 
fabrikanten u. dgl. zu erkennen und zu beſteuern. Für den Landwirth dagegen iſt die Boden— 
production med; verarbeitet er alſo ſelber, oder auch nur durch ſeinen Pächter, ſeine 
Rohproducte zu Mehl, Stärke, Oel, zu Milchfabricaten, zu Zucker, Bier, Branntwein, zu 
Maſtochſen u. ſ. w., ſo geſchieht dies nur deshalb, um ſich der Nothwendigkeit der für 
ihn ſelber ſowohl als die ganze Volkswirthſchaft ſchädlichen Ausfuhr entziehen zu 
können. Hier iſt die Verarbeitung nur Mittel zu obigem Zwecke, zur Förderung der 
Landwirthſchaft; und da das allgemeine Wohl gerade an einer derartigen Förderung 
beſonders intereſſirt iſt, ſo iſt die Steuer-Erleichterung in jenen zahlreichen oder auch 
nur Ausnahmsfällen angezeigt, in welchen der Landwirth die Verarbeitung 
ſeiner Roherzeugniſſe blos als Mittel zum Zwecke der Hebung der Land— 
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wirthſchaft ſelber vornimmt, beziehungsweiſe durch den Pächter vore 
nehmen läßt. Nach dieſem Merkmale wird auch die Steuerbehörde den Auſpruchs— 
berechtigten zu erkennen wiſſen, und nach dieſem einzig untrüglichen, keinem Mißbrauche 
zugänglichen Kriterium die Stener-Erleichterung gewähren. Jedes andere Kriterium iſt für 
den Landwirth gefährlich, wie dies aus der Analogie des 8 27 unſeres gegenwärtigen 
Branntweinſteuergeſetzes erhellt“), welcher fogar irrationell ift, da ja die durch den 
Landwirth beabſichtigte Hebung ſeiner Landwirthſchaſt dadurch keinen Abbruch erleidet, 
wenn er nebſt ſelbſtprodueirten Rohſtoffen noch anderweitige angekaufte verarbeitet! ... 

Die für die landwirthſchaſtliche Induſtrie hiemit beanſpruchte Steuer-Erleichterung, 
welche im craſſen Widerſpruche zu deren heutigen Bedrückung durch die indireeten Ab, 
gaben ſteht, würde in erſter Linie den größeren Landwirthen dienen, da die geringeren, 
namentlich die Bauernwirthſchaſten, ſich für die Ausübung jener Gewerbszweige nur 
wenig eignen. Dagegen bietet die vielbeſprochene Hausin duſtrie dem Geſetzgeber 
reichliche Gelegenheit, auch dem kleinen Landwirthe billige Erleichterungen bei der Er— 
werbſteuer zu gewähren. Die Hausinduſtrie wuterfdjeibet fid) zwar von der landwirth— 
ſchaftlichen unter mehrerem Anderen auch dadurch, daß ſie nicht unmittelbar auf die 
Verarbeitung der landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe, und noch weniger unmittelbar auf 
die Hebung der Landwirthſchaft oder gar Befruchtung des Bodens gerichtet iſt. Allein 
ſie bildet nichtsdeſtoweniger dort, wo ihre Exiſtenz berechtigt iſt, d. h. wo ſie keinen 
ſruchtloſen Concurrenzkampf mit der Maſchinenprodnctiou aufnimmt, eine in ökonomiſcher 
und ſocialer Beziehung höchſt bedeutſame Vervollſtändigung der kleinen Landwirthſchaft, 
und verdient ſchon mit Rückſicht auf die tauſendfältigen Schwierigkeiten ihrer Eutwicklung 
jedweden Schutz ſeitens des Staates. Wenn man nun auch nicht leugnen darf, daß in 
den letzten Jahren für die Hebung der Hausinduſtrie ſowohl ſeitens der Regierung, 
als, wie z. B. in Galizien, ſeitens der autonomen Landesorgane ſo Manches geſchehen 
ift, fo ift dennoch zu befürchten, daß dieſer junge Erwerbszweig zu Grunde gehen muß, 
wenn an ihn die übliche Steuerſchraube angelegt werden wird. Ohne ſich hier ſomit 
auf eine der obigen analoge Diftinction, welche in den Verhältniſſen der Hausinduſtrie 
gar nicht begründet wäre, einzulaſſen, genügt es, hinzuweiſen, daß die ganze vom kleinen 
Landwirthe ausgeübte Manufactur, mitſammt dem von ihr in der Praxis faſt gar 
nicht unterſchiedbaren eigentlichen Familien- und Dorſhaudwerke, eine Erleichterung im 
Gebiete der Gewerbeſteuer verdient. 

Allerdings drängt ſich hierbei der weitere Gedanke auf, daß ja auch die in den 
Städten betriebene Hausinduſtrie — übrigens in Oeſterreich nicht fo verbreitet wie 
in Frankreich — dieſelben Begünſtigungen verdienen würde; der Agrartag darf jedoch 
ohne zwingende Nothwendigkeit, wie ſie etwa bei der mit der Grundſteuer im engſten 
Zuſammenhange ſtehenden Rentenſteuer vorkam, das Gebiet der Beſteuerung der Laud— 
wirthſchaft nicht überſchreiten. Wenn demnach oben bei der Einkommenſteuerfrage die 
ſo wichtigen ländlichen Creditgenoſſenſchaften nur deshalb übergangen wurden, weil die 
Genoſſenſchaften überhaupt mehr in das Gebiet der Gewerbe hinüberſpielen, ſo iſt um— 
ſomehr die Frage der ſtädtiſchen Hausinduſtrie der Fürſorge der gewerblichen Vertreter 
im Parlamente und der Preſſe zu überlaſſen. 

Im Ganzen braucht jonad) der Agrarcougreß diesfalls nichts weiter, als für die 
landwirthſchaftliche Induſtrie und die ländliche Hausinduſtrie niedrigere Steuerfüße bei 
der Erwerbſteuer zu verlangen. 


1) welcher übrigens Erleichterungen gewährt, die eigentlich der Erwerbſteuer gebühren würden, 
und deſſen al. 1 („integrirender Beſtandtheil der Landwirthſchaft“) und 2 (auf 1 Hektoliter Rauminhalt 
5 Hektaren Grundfläche) die Finanzbehörden willkürlich interpretiren. 


A. 


Ueber bie uun noch verbleibende letzte Staatsſteuer, die Häuſerſteuer, find wohl 
nicht viele Worte zu verlieren. 

Sollte der Landwirth ausnahmsweiſe (3. B. in den Badeorten) fein Haus zu 
vermiethen in der Lage fein, jo ift es natürlich, daß er alsdann einer Art Einkommen— 
ſteuer, wie etwa unſere heutige Hauszinsſteuer, unterliegen müßte. Die überwiegende 
Mehrzahl der ländlichen Hausbeſitzer indeſſen hat in ihren Häuſern ein ſogenanntes 
„Nutzcapital“, b. h. gebraucht dieſelben für das eigene Wohnungsbedürſuiß. Nun ſcheint 
es zwar allerdings keinem Zweifel unterliegen zu dürfen, daß auch unvermiethete, 
d. h. keinen wirklichen Ertrag abwerfende Häuſer, ob fie nun dem Laudwirthe oder 
jemandem Anderen angehören, ſteuerpflichtig ſind; allein die Form dieſer Beſteuerung 
ift bei uns nicht blos an fid) unrationell, ſondern ſpeciell auch für die Landwirthe nicht 
ganz gerecht. Während nämlich in dieſem Falle die Abgabe vernünf.igerweiſe nichts 
Auderes als den Zins, den man im Falle der Vermiethung herausſchlagen könnte, ober 
doch im Allgemeinen den Nutzwerth, den Wohuwerth des Hauſes für den Beſitzer 
belaſten ſollte, trifft unſere Hausclaſſenſteuer bekanntlich ſämmtliche ſelbſtbewohute Häuſer 
in den bezüglichen Ortſchaften mit feſten Claſſenſätzen, und zwar je nach der Quautität 
der Wohnlocalitäten jedes Parterre-Haus in 12 Claſſen mit der feſten Quote von 93 kr. 
bis 70 fl., jedes ſtockhohe Haus in 9 Claſſen mit der feſten Quote von 8 fl. 40 kr. bis 84 fl. 

Wenn nun auch eine derartige Auflage höchſt billig und bequem zu erheben iſt, ſo 
tft fte dennoch ebenſo irrationell, wie jede Claſſenſteuer, wie es die heutige Erwerbſteuer 
iſt; auch ſie ſchließt jeden Vergleich über ihre Höhe mit anderen Steuern, auch ſie 
ſchließt die Möglichkeit des Abzuges aller Erhaltungskoſten, insbeſondere auch eventueller 
Paſſivzinſen aus. Aber ſie iſt ſpeciell noch ſür den Landwirth ungerecht Erhoben von 
den unvermietheten Häuſern aller derjenigen Ortſchaften, in denen die größere Hälfte 
der Häuſerzahl von den Eigenthümern ſelbſt bewohnt wird, ſomit eine Hauptlaſt der 
Landbevölkerung, könnte fie für dieſelbe im beſten Falle nur dort minder ungerecht fein, 
wo die ländlichen Wohnhäuſer überhaupt ziemlich elend und im ganzen Staate mehr 
oder weniger gleich elend ſind. Dies iſt aber in Oeſterreich gegenwärtig nicht mehr der 
Fall. Während nämlich in den Ackerbauländern, wie Galizien und die Bukowina, dann 
in den Alpenländern die Wohnhütten der Landbevölkerung durchſchnittlich recht armſelig 
ſind, und mitſammt den ziemlich primitiven Wohnhäuſern der mittleren Beſitzer von 
denen der Großgrundbeſitzer recht ſehr abſtechen, iſt dies ganz anders in den fort— 
geſchrittenen Induſtrieländern, wie Böhmen, Mähren oder gar Niederöſterreich mit der 
weit nach außen hinausragenden Reichshauptſtadt. Nun kann man unmöglich 3. B. 
von dem böhmiſchen Steuerbeamten verlangen, daß er bei der Einſchätzung der dortigen 
Dorfhäuſer auf deren Qnualitäts-Unterſchiede gegen Galizien Rückſicht nehme, daß er 
aljo z. B. die in einem böhmiſchen Dorfe relativ ſchlechteſten Häuſer nicht in die niedrigſte 
Claſſe einſchätze, weil es in Galizien, wo übrigens die letzte Einſchätzung im Jahre 1850 
geſchah, noch viel ſchlechtere gibt! Und gerade dieſes wäre eigentlich erforderlich, wenn 
die unrationelle Claſſenſteuer alle Hausbeſitzer des ganzen Staates gleichmäßig belaſten 
ſollte, denn die bloße Quantität der Wohnräume beweiſt an ſich recht wenig, und bringt 
es gerade mit ſich, daß die ärmere Dorfbevölkerung verhältnißmäßig ſtärker beſteuert iſt. 

So wäre denn eine Reform der Hausclaſſenſteuer in erſter Linie im Intereſſe 
einer gerechteren und gleichmäßigeren Beſteuerung der bäuerlichen Wohnhäuſer, d. h. im 
Intereſſe derjenigen Claſſe erwünſcht, welche trotz ihrer traurigen wirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſe dennoch in Folge der directen Beſtenerung viel ſchlimmer daran iſt, als die 
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zwar nichts beſitzende, aber mehr einnehmende und mehr geniepeude gewerbliche Arbeiter: 
elaſſe. Im Beſonderen wäre es erwünſcht, daß etwa in der Art, wie es das vom Ab— 
geordnetenhauſe Schon beſchloſſen geweſene Geſetz beſtimmte, der wirkliche „Nutzungswerth“ 
der ländlichen Wohngebäude !) einer Schatzung unterworfen, und das Ergebniß mit 
einem Percentual-Steuerfuße getroffen werde. Wird dieſes Princip aufgeſtellt, alsdann 
werden die Schätzungscommiſſionen eines jeden Landes und Bezirkes die thatſächlichen 
Wohnungsverhältniſſe zu berückſichtigen in der Lage fein; und daß hierbei nicht wieder 
umgekehrt die zurückſtehenden Provinzen zum Schaden der fortgeſchrittenen zu wenig 
belaſtet werden, hierfür muß eine geeignete Zuſammenſetzung der Schätzungs-Commiſ— 
ſionen ſorgen. 
VI. 

So wären ſämnttliche Staatsſteuern genügend beſprochen. Die galiziſche Land- 
wirthſchafts-Geſellſchaft wünſcht bezüglich derſelben nur noch hervorgehoben zu haben, daß die 
bekannten übermäßigen Verwaltungskoſten der öſterreichiſchen Finanzen auch dem Land— 
wirthe fühlbar find. Vergleicht man z. B. nach dem Finanzgefeße pro 1879 die Ein— 
nahmen des Finauzminiſteriums per 335167 Millionen Gulden mit deffen Ausgaben 
per 16:412 Millionen Gulden, fo wird fid) ergeben, daß die letztere Ziffer mehr als 
25% der erſteren beträgt; noch ſchlimmer ſtellt ſich das Verhältniß, wenn man 
blos die mit 157:163 Millionen Gulden bezifferten directen und indirecten Abgaben 
in Rechnung zieht. 

Dieſe ganze Frage ift einerſeits ſchon beinahe abgedroſchen; andererſeits ift ihr nicht 
anders abzuhelfen, als durch gründliche Aenderung des Steuerſyſtems. Die Franzoſen 
verdanken bekanntlich ihre billige Finanzverwaltung dem Nepartitionsprincipe bei den 
directen Steuern; das hier vorgeſchlagene Erhebungsprincip für die indirecten würde 
wohl auch um ein Bedeutendes die heutigen often verringern. Der Agrarcongreß 
braucht dies Alles uur anzudeuten, da ja der Landwirth unr implicite an den hohen 
Verwaltungskoſten participirt. 

In Einer Richtung blos ſtehen ſeine Jutereſſen hiemit unmittelbar in Verbindung. 
Nach dem kaiſerlichen Patente vom 21. September 17762) und der Miniſterial-Inſtruction 
vom 22. September 1823, 3. 20991, hat der Landwirth nur im Falle der Ueber— 
ſchwemmung, des Hagels und des Feuers das geſetzliche Anrecht auf Steuer-Ab— 
ſchreibung; bei ſonſtigen Elementar-Ereigniſſen müſſen erſt koſtſpielige und langwierige 
Unterſuchungen und Schreibereien ſtattfinden, bevor bie Abſchreibung zugeſtanden wird. 
Beweis hiefür noch die jüngſte Miniſterial-Verordnung vom 18. October l. J., 
Z. 286153). Daran leidet vor Allem der Landwirth, der um etwas erft nachſuchen 
muß, was ihm gebühren ſoll, und nebſtdem mehren ſich unnöthig die nur zu zahlreichen 
Agenden der Finanzorgaue. 

Im beiderſeitigen Intereſſe alfo wäre es wünſchenswerth, daß Elementar-Ereigniſſe 
überhaupt, welche erwieſenermaßen den Kataſtralertrag theilweiſe oder ganz vernichtet 
haben, einen geſetzlichen und genau zu normirenden Anſpruch auf entſprechende Ab— 
ſchreibung begründen ſollten. 

VII. 


Außer deu eigentlichen Steuern verdienen noch die ſchweren Uebertragungsgebühren 
vom Standpunkte des Landwirthes eine Erwähnung. Wem iſt es nicht bekannt, daß 


1) Beilage zu den ſtenographiſchen Protokollen des Abgeorduetenhauſes, VIII. Seſſion, IV. Band, 1875, 
Nr. 381, 8 1, Alinea 3 und 88 6 sd. 

2) Piller'ſche Sammlung für Galizien pro 1776, Pat. Nr. XXVI, S. 107. 

) Verordnungsblatt für den Bereich des Finanzminiſteriums, Nr. 48 ax 1871. 
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diefelben ſehr viel, und zwar allerdings ohne große Koſten, daß fie z. B. pro 1879 
ſammt dem Stempel mit 49:100 Millionen Gulden gegen blos 0:785 Millionen Gulden 
Koſten angeſetzt worden find?! Nun ließe ſich theoretiſch unendlich viel gegen diefe 
Einnahmsgquelle des Staates einwenden, und könnten ſpeciell wieder die Landwirthe 
nicht ohne Berechtigung hervorheben, daß ihnen dieſe Gebühren am läſtigſten fallen. 
Wie mancher kleine Landwirth könnte der drohenden Subhaſtation durch freiwilligen, 
rechtzeitigen Verkauf ſeines Grundſtückes entgehen, wenn der ehrliche Käufer nicht vor 
den Gebühren zurückſchrecken würde! Wie mancher kleine Landmann wäre vor vielen, 
vielen Unbilden geſchützt, wenn der Stempel ihn uicht von der nöthigen Eingabe, fei es 
an's Gericht, ſei es an die Verwaltungsbehörde, abhalten würde! Ohne alſo gar der 
vielen Tauſende zu gedenken, welche die Großgrundbeſitzer an obigen Gebühren ent— 
richten, muß man letztere ſchon aus ſocialen Rückſichten für ſchädlich erklären, und ihre 
einſtmalige Erſetzung durch Gebühren vom unentgeltlichen Verkehre in unbeweg— 
lichen ſowohl als den beweglichen Giltern für wünſchenswerth halten. Da hier indeß 
die Gefahr eines zu ungewöhnlichen Ausfalles für die Staatseinnahmen zu beſorgen 
wäre, und es fid) denn doch um keine continuirliche Beftenerung handelt, fo verbleibt 
Angeſichts der ſchwierigen Finanzverhältniſſe nichts Anderes übrig, als, unter Abwartung 
der Reſultate der oben angeregten Steuerreform, wenigſtens gewiſſe Erleichterungen für 
den kleinſten Grundbeſitz zu verlaugen. Dieſem humanitär-ſocialen Geſichtspunkte hat 
auch der galiziſche Landtag in zahlreichen Reſolutionen, welche bisher leider unberück— 
ſichtigt geblieben ſind, Ausdruck gegeben. Und auf demſelben Standpunkte beharrt auch 
die von mir vertretene Geſellſchaft, und verweiſt beiſpielsweiſe auf den von galiziſcher 
Seite auch im Reichsrathe eingebrachten Antrag, daß die nach Artikel II, § 9 des 
Minifterial-Erlaffes vom 3. Mai 1850, Reichsgeſetzblatt Nr. 181, gebührenden Nad- 
läſſe auch auf Eigenthums veränderungen, die Mangels an Grundbüchern in dieſelben 
nicht eingetragen wurden, Anwendung finden ſollen u. dgl. m. 

Im Uebrigen muß die Landwirthſchaft die bisherige Gebührenbelaſtung auch fernerhin 
über ſich ergehen laſſen, und wird dafür wohl mit neidloſer Freude die viel dringender 
nothwendige Abſchaffung des auf den Städtern laſtenden Lottos begrüßen. 


VIII. 


Zum Schluße erlauben wir uns noch eine Laſt zur Sprache zu bringen, welche 
zwar nicht unmittelbar im ftaatliden Budget ihren Ausdruck findet, jedoch nich tsdeſto— 
weniger den Landwirth bedeutend beſchwert: die Laſt aller Selbſtverwaltungs— 
Abgaben. 

Bekanntlich werden in Oeſterreich die Gemeinde-, Bezirks- und Landesausgaben, 
dann bie den letzteren gleichſtehenden Grundentlaſtungsbeiträge durch Zuſchläge zu den 
Staatsſteuern gedeckt. Es iſt auch bekannt, daß dieſe Zuſchläge, neben denen übrigens 
auch noch ſtaatliche ordentliche und außerordentliche oder Kriegszuſchläge beſtehen, oft 
in die Hunderte von Percenten reichen“), wodurch bie bezüglichen Abgaben oft verdoppelt, 
ja hie und da ſogar vervierfacht werden. Fragt man nun nach der Quelle, aus welcher 
dieſe ungezählten Millionen fließen — die Statiſtik iſt hier noch in den Kinderſchuhen —, 
ſo wird ſich als ſolche wiederum zum großen Theile die Landwirthſchaft erweiſen. Es 
ift nämlich [don aus techniſchen Gründen einleuchtend, daß Zuſchläge zu den indirecten 
Steuern nur in einem Theile der Selbſtverwaltungs-Budgets, nämlich in den Städten, 


1) In Galizien variiren blos bie Gemeinde-Zuſchläge zu den directen Steuern von s bis über 
100% (f. v. Bilinski, „Die Gemeindebeſteuerung und deren Reform“, Leipzig 1878, S. 91). 
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eine Rolle ſpielen können; aber eben die Städte, namentlich die ſogenaunten geſchloſſenen, 
beſitzen auch anderweitige ſelbſtſtändige, auf die ganze Bevölkerung berechnete Abgaben: 
ich erinnere nur an den in Oeſterreich fo üblichen Zinskreuzer! Anders in allen übrigen 
Selbſtverwaltungskörpern, nämlich den Landgemeinden ſowohl als allen Körpern 
höheren Ranges. Hier ſind durchwegs Zuſchläge zu den directen Steuern maßgebend; 
und da dieſe letzteren nach den bisherigen Ausführungen in übermäßiger Weiſe den 
Landwirth treffen, ſo iſt es klar, daß auf deſſen Schultern auch der größere Theil des 
Selbſtverwaltungs-Etats ruht. Namentlich in den kleineren Gemeinden oder Dörfern, 
wo ja größtentheils eben Landwirthe wohnen, iſt es nicht einmal anders denkbar, als 
daß der Zuſchlag zur Grund- und Hausclaſſeuſteuer die Hauptrolle ſpielt. Iſt da zu 
verwundern, daß die öſterreichiſche Landwirthſchaft gar nicht zu Athem kommen kann?! 

Der Agrartag kann nun allerdings nicht verlangen, daß etwa die Dorfauslagen 
von den Städtern getragen, oder daß die Landwirthe von den Bezirks- und Landes— 
Zuſchlägen befreit werden ſollten. Aber er kann die Nothwendigkeit geſetzlicher Vor— 
kehrungen dagegen ausſprechen, daß die im ſtaatlichen Steuerſyſteme beſtehenden 
Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten nicht in die Steuerſyſteme der Selbſtverwaltungs— 
Körper hineingetragen werden; er kann und ſoll weiters ſein Augenmerk darauf richten, 
daß alle wirklich betheiligten Claſſen zur localen Beſteuerung herangezogen 
werden. 

Freilich könnte man darauf in erſterer Beziehung erwidern, daß, wenn die ſo ſehr 
wünſchenswerthe Reform der Staatsſteuern zu Stande gekommen ſein wird, ihre Vor— 
theile fid) daun durch Vermittlung der Zuſchläge auch auf das Gebiet der localen 
Beſteuerung ausdehnen werden, und dies iſt zum Theile richtig. Indeſſen ſteht bekanntlich 
die Form der Zuſchläge ſelbſt nicht nur überhaupt nicht außer aller Frage, ſondern 
kann insbeſondere nach den Erfahrungen Oeſterreichs als eine gar zu leichte und ver— 
führeriſche Handhabe zur maßloſen Aus- und Abgabenſteigerung für geradezu gefährlich 
betrachtet werden. Und wenn auch dieſe ganze wichtige Frage bisher weder in der 
Praxis noch in der Theorie ſo weit ſpruchreif geworden iſt, um apodiktiſche Urtheile zu 
ermöglichen, ſo kann man doch gerade für Oeſterreich ſchon bei dem jetzigen Stande 
nuſerer Verwaltungs-Competenz eine Reform der Localbeſteuerung im Sinne ſelbſt— 
ftändiger Abgaben umſomehr als erwünſcht und angezeigt bezeichnen, als z. B. nach 
den Erfahrungen aus den galiziſchen Landgemeinden der geſunde Suftinct der Bevölkerung 
ſich in dieſer Richtung — allerdings unter Verletzung der beſtehenden Geſetzgebung — 
Abhilfe verſchafft!). Soll demnach die namentlich den kleineren Landwirth beiderſeits 
bedrohende Alternative der leichtfertig zu beſchließenden Zuſchläge, oder aber willkürlicher, 
ungeſetzlicher ſelbſtſtändiger Gemeindeſteuern vermieden werden, ſo muß vor Allem die 
Reſorm dieſes Theiles der Selbſtverwaltungs-Beſteuerung in Angriff genommen werden. 
Würde aber gar die in der Majoritäts-Adreſſe des Abgeordnetenhauſes ausgeſprochene 
Idee der Decentraliſation der Verwaltung zu Gunſten autonomer Organe verwirklicht 
werden, alsdann müßte nur um ſo dringender ein Erſatz für die heutigen Zuſchläge 
angebahnt werden. 

Doch iſt auch noch ein zweiter Geſichtspunkt in derſelben Richtung, und zwar 
gerade zum Schutze des Landwirthes in den Landgemeinden, maßgebend. In dem Steuer— 
weſen des Gemeindeverbandes kann bekanntlich das Princip von Leiſtung und Gegen— 
leiſtung nicht ſo gänzlich durch das der Leiſtungsfähigkeit verdrängt werden, wie im 
ſtaatlichen Steuerſyſteme. In den Landgemeinden nun pflegen fid) neben den Landwirthen 


1) S. hierüber meine „Gemeindebeſteuerung“, S. 91—92, 


zeitweiſe ober auch dauernd Perſouen aufzuhalten, deren Leiſtungsfähigkeit nicht fo leicht 
zu meſſen iſt, bei denen es aber dafür feſtſteht, daß ihnen nicht blos die Gemeinde-Ein— 
richtungen, ſondern beſonders die Möglichkeit der Ausbeutung der ländlichen Noth in 
einem ungewöhnlichen Grade zum Vortheile gereichen. Derartige Paraſiten werden durch 
einen einfachen Zuſchlag zu ihrer Staatsſteuer viel zu wenig getroffen, und müßten daher 
ſchon aus ſocial-politiſchen Rückſichten einer hohen, ſelbſtſtändigen Communalſteuer 
unterworfen werden. Hier wäre, meiner Anſicht nach, fogar das Princip der alten Kopf- 
ſteuer nicht ſo ganz falſch, als es vom Standpunkte der reinen Theorie, vom Stand— 
punkte geregelter ſocialer Verhältuiſſe ſcheinen müßte. 

Auf jeden Fall erfordert es alſo das Intereſſe der Landwirthſchaft ſowohl, als 
wiederum der ganzen Volkswirthſchaft, daß auch das ganze Selbſtverwaltungs-Steuerweſen 
im Sinne einer gerechten Vertheilung der Laftew unter die geſammten, alfo aud) die 
heute ganz befreiten Volksclaſſen geregelt werde. Daß übrigens die hiezu einzig 
berufenen Landtage nicht werden nach einer und derſelben Schablone in ganz 
Oeſterreich vorgehen können, liegt in der Natur unſerer Verhältniſſe. 


So wären wir mit der Beſprechung und Beurtheilung aller Glieder der ganzen 
Abgabenkette, von welcher die öſterreichiſche Landwirthſchaft umſchlungen gehalten wird, 
fertig geworden. Nach den Ausführungen über die zahlreichen Härten und Unbilden, 
die dieſer höchſt gewichtige Erwerbszweig ſeitens des Fiscus erduldet, wird es ſich 
wohl geziemen, den ſchon zu Anfang dieſes Reſerates hervorgehobenen Standpunkt zu 
wiederholen, daß nämlich die öſterreichiſchen Landwirthe eine egoiſtiſche Finanzpolitik 
weder verfolgen, noch verfolgen dürfen. Die gegenwärtige finanzielle Lage des Staates 
iſt ohne Zweifel eine ernſte: wir ſtehen einem bedeutenden Deficite gegenüber, das 
durch die von der Regierung geplanten proviſoriſchen Maßregeln ſchwerlich, und jedenfalls 
nur unter unverhältnißmäßigen volkswirthſchaftlichen und finanziellen Opfern gebannt 
werden wird. Von einer Regierung, welche im Herbſte an's Ruder gekommen iſt, kann 
allerdings kein ehrlicher politiſcher Gegner und umſoweniger ein Anhänger verlangen, 
daß ſie aus dem Staatsvoranſchlage ſchon für's nächſte Jahr das ſeit Jahren chroniſch 
gewordene Deficit beſeitigen möge. Ein Drängen nach dieſem phyſiſch Unmöglichen 
muß entweder zu einem verkappten Deficit oder zu harten Fiscal-Maßregeln führen. 
Beides enthalten die jüngſten Regierungsvorſchläge, obwohl weder die Majorität, noch 
die Minorität des Abgeordnetenhauſes fei es das eine oder das andere verlangen kann. 
Auch ſpeciell die Landwirthſchaft kann hiefür nicht eingenommen ſein. 

Sollen alſo die Laudwirthe und mit ihnen alle Völker Oeſterreichs aufrichtig mitthun 
an deſſen finanziellem Aufbane, jo muß vor Allem das Deficit ganz offen dargethan 
werden; und falls die definitive Steuerreform nicht vor Einem Jahre zu Stande 
kommt, wird jenes Minus nicht anders als im Wege des Credites aufgebracht werden 
müſſen. Hievor darf keine Regierung zurückſchrecken, ein ſolches einjähriges Proviſorium 
kann uns unter keinem politiſchen Syſteme erſpart werden, und die Steuerträger, wie 
nicht minder der noch diesmal anzugehende Geldmarkt werden dieſe Uebergangsperiode 
ſicherlich vertrauensvoll mit in Kauf nehmen, wenn nur die eben ſo ſichere Gewähr 
vorhanden ſein wird, daß einerſeits die Steuerreform wenigſtens in ihren Haupttheilen 
bis zum Schluße 1880 wirklich perfect ſein, und daß ſelbe ande rerſeits auf rationellen 
Grundlagen beruhen wird. 

Das erſtere hängt lediglich von dem guten Willen der berufenen Organe ab, welcher 
ſelbſtverſtändlich auch nicht dem geringſten Zweifel unterworfen werden darf; das letztere 
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dagegen kaun beim beſten Willen mißlingen, und eben deshalb find Verſammlungen, mie 
ber Agrarcougreß, berechtigt und verpflichtet, vom Standpunkte der wirklichen Intereſſen 
der betreffenden Kreiſe auch ihre berathende Stimme zu erheben. Und gar ſo leicht iſt 
dieſe Stimmenabgabe nicht, falls man ſich nicht etwa mit Schlagwörtern aushelfen 
will. Es ift alfo ein Leichtes, die Cinfommenftener als Hilfsmittel anzugeben und viele 
Millionen von ihr zu verſprechen; allein ſie kann nicht blos zum Segen, ſondern auch 
zum Fluche des Volkes werden, falls nicht alle oben nur leicht berührten Haupt- und 
Detailfragen in der gewiſſenhafteſten und allſeitigſten Weiſe erörtert und gelöſt werden. 
Ebenſo ift es leicht, alle Laſten auf die indireeten Abgaben ſchieben zu wollen, ohne 
zu unterſuchen, wen und wie dieſe Abgaben zu treffen haben; aber gerade an dieſer 
letzteren Klippe kann der Vorſchlag in der Ausführung ſcheitern. 

Die galiziſche Landwirthſchafts-Geſellſchaft ſtellt Ihnen nun, meine Herren, in beiden 
obigen Richtungen zwei Hauptprincipien vor: das Princip des allgemeinen 
Paſſivzinſen-Abzuges unter gleichzeitiger Belaſtung der Activzinſen, und 
das Princip der Werthbeſteuerung der Verzehrungsobjecte nach voll: 
zogenem Verkauſe. Beide find berufen, die Landwirthe und mit ihnen andere 
Producenten zu entlaſten; beide ſind berufen, die Grundlage für eine gleichmäßige, 
gerechte Vermehrung der Staatseinnahmen behufs Regelung der Finanzen zu bilden; 
beide ſind ſchließlich berufen, den Beweis zu liefern, daß die Intereſſen der Land— 
wirthſchaft nicht nur mit denen ſämmtlicher anderer Erwerbszweige, ſondern auch, und 
zwar im beſonderen Grade, mit denen des allgemeinen Staatswohles, mit den Intereſſen 
der Staatsfinanzen harmoniſch übereinſtimmen! . .. 

Referent erhielt von der galiziſchen Landwirthſchafts-Geſellſchaft den ehrenvollen 
Auftrag, obige Ideen in einem Berichte niederzulegen, für deſſen Text und Einzelheiten 
er die perſönliche Verantwortung übernimmt; die auf dem Berichte fußenden Haupt- 
Ideen dagegen ſind das Reſultat gepflogener Berathungen und förmlicher Beſchlüſſe 
der Geſellſchaft. Namens der letzteren habe ich demnach die Ehre, der hochgeehrten 
Verſammlung naditehende Theſen zur geneigten Erwägung vorzulegen: 


A. 


„Die öſterreichiſche Landwirthſchaft ift durch die gegenwärtig beſtehende Steuerlaft 
überbürdet, weil ſie — im Gegenſatze zu manchen, bisher ungerechtfertigterweiſe beinahe 
ganz ſteuerfreien Claſſen — faſt die ganze Grundftener, einen Theil der Einkommen— 
ſteuer, einen ſehr bedeutenden Theil der indirecten Abgaben, einen namhaften Theil der 
Erwerb⸗ und Gebäudeſteuer — und zwar allſeits die übermäßigen Erhebungskoſten 
mit eingerechnet —, ferner zahlreiche Stempel- und Uebertragungsgebühren, und ſchließ— 
lich den größten Theil der zu Gunſten der Selbſtverwaltungskörper erhobenen Zuſchläge 
zu tragen hat.“ 


B. 


„Die Entlaſtung der Landwirthſchaft muß im Wege einer derartigen Steuerreform 
geſchehen, daß einerſeits hieraus für den Staatsſchatz nicht nur keine Einbuße, ſondern 
vielmehr — durch gleichmäßigere Abgaben-Vertheilung und billige Verſchiebung der 
Steuerlaſt auf die bisher ſteuerfreien Claſſen, dann durch Verminderung der Erhebungs— 
koſten — die Möglichkeit einer dauernden Beſeitigung des Deficits erwachſe; anderer— 
ſeits aber diejenige Grenze, hinter welcher der Landwirthſchaft im Verhältniße zu anderen 
Erwerbszweigen ein Steuerprivilegium zufallen würde, nicht überſchritten werde.“ 
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C. 


Es wären demnach folgende Aenderungen und Reformen anzuftreben: 

I. „Bevor das theoretiſch correcte Princip der Berückſichtigung der Paſſivzinſen ſich 
bei der künftigen Grundſteuer als praktiſch durchführbar erwieſen haben wird, muß der 
mit $ 5 des kaiſerl. Patentes vom 10. October 1849, R. G. Bl. Nr. 412, angeordnete, 
eigentlich auf die Beſteuerung der Capitaliſten berechnet geweſene Drittelzuſchlag zur 
jetzigen Grund- und Häuſerſteuer aufgehoben, dagegen der hiedurch entſtehende Ausfall 
einſtweilen durch genaue Vorſchreibung und Einhebung der nach Claſſe III des Ein— 
kommenſteuer⸗Patentes gebührenden Abgabe gedeckt werden.“ 

II. „Sollten die Landwirthe einer zur Regelung der Staatsfinanzen etwa einzufüh— 
renden allgemeinen Perſonal-Einkommenſteuer beſonders unterworfen werden, alsdann 
könnten ſie dieſelbe nur unter der Bedingung als eine alle Steuerträger gleichmäßig 
treffende Mehrbelaſtung anſehen, wenu vorher das Geldcapital überhaupt in all' den- 
jenigen Activzinſen, welche ſei es vom Staate genau zu eruiren ſind, ſei es von allen 
übrigen direct beſteuerten Schuldnern freiwillig und documentariſch als Productions— 
koſten ausgewieſen und in Abzug gebracht werden, in Form einer beſonderen, vorläufig 
neben der Claſſe III der jetzigen Einkommenſteuer alternativ einherlaufenden Renten- 
ſteuer — und zwar wieder nach Abzug feiner eigenen eventuellen Paſſivzinſen — belaſtet, 
und hernach gleich allen anderen Steuerquellen der allgemeinen Einkommenſteuer be— 
ſonders unterworfen werden wird.“ 

III. „Da die mit Geſetz vom 27. Juni 1878, R. G. Bl. Nr. 72, angeorduete ende 
giltige Erhöhung der Branntweinſteuer, dann die mit Geſetz vom 27. Juni 1878, 
R. G. Bl. Nr. 71, in Ausſicht genommene ſtufenweiſe Erhöhung des Zuckerſteuer— 
Contingents darauf hindeuten, daß ein Theil des Deficits auch durch Erhöhung der 
indirecten Abgaben, insbeſondere der Bier- und Zuckerſteuer, gedeckt werden ſollte, dieſe 
Abgaben aber gegenwärtig theils — zuwider ihrem principiellen Charakter und in durd- 
aus unbegründeter Weiſe — als eine Art von Ertragsſteuern den Landwirth treffen, 
theils als eigentliche Conſumtionsſteuern in erſter Linie auf den Haushalt der ärmeren 
Claſſen berechnet ſind, ſo wäre ſeitens der hohen Regierung die Erwägung und Unter— 
ſuchung wünſcheuswerth: 

a) ob nicht bei Gelegenheit der Erhöhung jener zwei Steuern ein Modus behufs 
ihrer Bemeſſung und Erhebung nach Maßgabe des im Inlande wirklich voll— 
zogenen Verkaufes des dann ad valorem zu beſtenernden Productes ausfindig 
gemacht; und 

b) ob nicht dieſelbe Beſteuerungsmethode auch auf andere, außerhalb der Wirth 
ſchaftsſphäre der Landwirthe beziehungsweiſe der Arbeiterclaſſen gelegene Auf— 
wands⸗Erſcheinungen und Handlungen — worunter insbeſondere die Börſenſpiel— 
Gewinne — ausgedehnt werden könnte.“ 

IV. „Bei der Reform der Erwerbſteuer müßte — unter Befeitiguug des gegenwärtigen 
Claſſenſyſtems — der Geſichtspunkt zum Ausdrucke gelangen, daß die durch die Land- 
wirthe oder deren Pächter wirklich als Nebenzweige der Landwirthſchaft betriebene land— 
wirthſchaftliche Induſtrie, dann die ländliche Hausinduſtrie eine geringere Belaſtung 
erführen.“ 

V. „Die Hausclaffenfteuer, welche den zahlreichen qualitativen und quantitativen 
Unterſchieden der ländlichen Wohngebäude keine genügende Rechnung trägt, müßte einer 
Reform im Sinne des Ertragsſteuer-Principes unterzogen werden.“ 


UO IT 


VI. „Die Verwaltungskoſten müßten bei ſämmtlichen Steuergattungen womöglich ein: 
geſchränkt, und müßte insbeſondere betreffs der Grundſteuer das kaiſerliche Patent vom 
21. September 1776 und die Miniſterial-Inſtructiou vom 22. September 1823, 
Z. 20991, dahin ausgedehnt werden, daß die gänzliche oder theilweiſe Abſchreibung der 
Steuer in allen denjenigen Fällen, in welchen der angenommene Kataſtral- Ertrag er- 
wieſenermaßen in Folge von Elementar-Ereigniſſen überhaupt gänzlich oder theilweiſe 
ansbleibt, geſetzlich, d. h. ohne weitere koſtbare adminiſtrative Unterſuchungen, ſtatt— 
zufinden habe.“ 

VII. „Da die finanzielle Lage des Staates eine gründliche Reform des gegenwärtigen 
Gebührenweſens nicht geftattet, jo wären wenigſteus ſolche Aenderungen, welche dem 
kleinen Landwirthe eine billige Erleichterung verſchaffen, erwünſcht.“ 

VIII. „Die Zuſchläge zu Gunſten ſämmtlicher Selbſtverwaltungskörper, insbeſondere 
aber der Gemeinden, müßten im Wege der Landes-Geſetzgebung zwar je nach den Ver— 
Haltniffen der einzelnen Länder, doch jedenfalls in der Weiſe einer Reform unterzogen 
werden, daß das Geſetz ſür die gleichmäßige und womöglich ſelbſtſtändige Belaſtung 
aller betheiligten Bevölkerungsclaſſen imperative Sorge trägt.“ 


K. k. Hoſbuchdruckerel Carl Fromme in Wien. 
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